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Datum -

Die Klage wird abgewiesen.

Die Beteiligten haben einander keine Kosten zu erstatten.

Tatbestand

Streitig ist die endgÃ¼ltige Festsetzung von Elterngeld nach dem Bundeselterngeld-
und Elternzeitgesetz (BEEG) sowie die Erstattung einer Ã�berzahlung in HÃ¶he von
2.928,30 Euro.

Der 1982 geborene, verheiratete KlÃ¤ger ist Vater des am XX.X1.2016 geborenen
Kindes C. und des am XX.Y1.2018 geborenen Kindes D. Vor der Geburt seiner
Tochter war KlÃ¤ger, bis einschlieÃ�lich zum 30.11.2017, als RettungssanitÃ¤ter zur
Aushilfe beim DRK Kreisverband A-Stadt e. V. unbefristet und ohne feste
Wochenarbeitszeit beschÃ¤ftigt; hieraus bezog er auch Arbeitslohn. Seit dem
01.01.2018 ist der KlÃ¤ger als Arzt bei der Asklepios Stadtklinik A-Stadt
beschÃ¤ftigt.Â 

Der KlÃ¤ger beantragte unter dem 08.08.2016 Elterngeld fÃ¼r seine Tochter C. Der
Beklagte bewilligte dem KlÃ¤ger vorlÃ¤ufig Elterngeld unter dem Vorbehalt der
RÃ¼ckforderung gemÃ¤Ã� Â§ 8 Abs. 3 BEEG mit Bescheid vom 12.09.2016 fÃ¼r
den ersten bis vierten Lebensmonat vom XX.X1.2016 bis zum XX.X2.2016 in HÃ¶he
von jeweils 346,17 Euro in Form von Elterngeld Plus sowie fÃ¼r den fÃ¼nften bis
14. Lebensmonat vom XX.X3.2016 bis zum XX.X4.2017 in HÃ¶he von jeweils 648,71
Euro in Form von Basiselterngeld (Bl. 30â��34 d. Verwaltungsakte). Im
BegrÃ¼ndungsteil des Bescheids fÃ¼hrte der Beklagte aus, dass die Festsetzung
des Elterngelds unter dem Vorbehalt des Widerrufs erfolge und sich die
RÃ¼ckforderung bereits ausgezahlten Elterngelds aufgrund Ã�nderungen der
tatsÃ¤chlichen Arbeitszeit oder Einkommens vorbehalten werde.

Der KlÃ¤ger leistete als eingeschriebener Medizinstudent seine praktische
Ausbildung (sog. â��Praktisches Jahr) nach Â§ 3 Approbationsordnung fÃ¼r Ã�rzte
in der Fassung vom 07.01.20213 (Ã�ApprO) im Zeitraum vom 21.11.2016 bis zum
12.03.2017 und vom 13.03.2017 bis zum 02.07.2017 bei der Asklepios Stadtklinik A-
Stadt als Lehrkrankenhaus sowie beim UniversitÃ¤tsklinikum Marburg als
Lehrkrankenhaus vom 03.07.2017 bis zum 22.10.2017 ab. Hierbei gewÃ¤hrte ihm
die Asklepios Stadtklinik A-Stadt vom 21.11.2016 bis zum 02.07.2017 Zuwendungen
in HÃ¶he von 415,00 Euro monatlich und ab dem 03.07.2017 bis zum 31.12.2017
ein monatliche Zuwendungen in HÃ¶he von ebenso 415,00 Euro aufgrund eines
â��Stipendiumâ��. Das UniversitÃ¤tsklinikum Marburg gewÃ¤hrte dem KlÃ¤ger
wÃ¤hrend des Praktischen Jahres im Zeitraum vom 03.07.2017 bis zum 22.10.2017
Zuwendungen in HÃ¶he von 300,00 Euro monatlich.

Mit Schreiben vom 24.10.2017 forderte der Beklagte zur endgÃ¼ltigen Festsetzung
des Elterngeldes den KlÃ¤ger zur Vorlage der Lohn- und Gehaltsbescheinigungen
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der Kalendermonate August 2016 bis September 2017 sowie Bescheinigungen der
jeweiligen Arbeitsgeber Ã¼ber Umfang der TeilzeittÃ¤tigkeit wÃ¤hrend des
Elterngeldbezugs auf (Bl. 40â��41 d. Verwaltungsakte).

Mit Schreiben vom 10.11.2017 gab der KlÃ¤ger an, dass die Arbeitszeit wÃ¤hrend
des Praktischen Jahres vom 21.11.2106 bis 22.10.2017 in den LehrkrankenhÃ¤usern
in Vollzeit 40 Wochenstunden betragen und er hierbei Zuwendungen in Form von
â��AufwandsentschÃ¤digungenâ�� erhalten habe. Die TÃ¤tigkeit als
RettungssanitÃ¤ter beim DRK A-Stadt e. V. habe geruht bzw. sei durch ihn nur
geringfÃ¼gig ausgeÃ¼bt worden. DarÃ¼ber hinaus sei das gesamte
Familieneinkommen aus den AufwandsentschÃ¤digungen sowie dem Aushilfslohn
bestritten worden. Insbesondere habe man auch keine sonstigen EinkÃ¼nfte oder
ZuschÃ¼sse wie BAfÃ¶G, ALG 2 etc. bezogen. Dazu reichte der KlÃ¤ger Verdienst-
und Gehaltsabrechnungen des DRK Kreisverbands A-Stadt e. V. Â fÃ¼r die
Kalendermonate August 2016 bis September 2017, der Asklepios Klinik A-Stadt
GmbH fÃ¼r die Kalendermonate November 2016 bis Juli 2017 und des
UniversitÃ¤tsklinikum Marburg fÃ¼r die Juli 2017 bis Oktober 2017 zur
Verwaltungsakte der Beklagten.

Der Beklagte forderte mit Schreiben vom 19.12.2017 den KlÃ¤ger zur Vorlage von
Bescheinigungen seiner Arbeitgeber Ã¼ber den Umfang der TeilzeittÃ¤tigkeiten
wÃ¤hrend des Elterngeldbezugs auf. Mit Schreiben des KlÃ¤gers vom 12.01.2018
reichte dieser unter anderem eine Bescheinigung Ã¼ber â��ErgÃ¤nzende Angaben
des Arbeitgebers bei AusÃ¼bung einer zulÃ¤ssigen (Teilzeit-)ErwerbstÃ¤tigkeit im
Bezugszeitraumâ�� der Asklepios Klinik A-Stadt GmbH vom 28.12.2017 zur
Verwaltungsakte des Beklagten. Auf besagter Bescheinigung befand sich der
Vermerk â��ab 03.07.2017 bis zum 31.12.2017 Stipendium [â�¦]â��. Ein
steuerpflichtiger Bruttolohn oder Entgelt wurde dazu nicht vermerkt (Bl. 79 d.
Verwaltungsakte).

Mit (Ã�nderungs-)Bescheid vom 09.05.2018 setzte der Beklagte das Elterngeld
endgÃ¼ltig fest. FÃ¼r den ersten bis vierten Lebensmonat blieb es bei der
ursprÃ¼nglichen Bewilligung von jeweils 346,17 Euro. FÃ¼r den fÃ¼nften bis 14.
Lebensmonat Ã¤nderte der Beklagte die Bewilligung auf jeweils 413,48 Euro ab.
Hierdurch ergab sich eine Ã�berzahlung in HÃ¶he von 2.352,30 Euro.

Hiergegen legte der KlÃ¤ger mit Schreiben vom 23.05.2018 Widerspruch ein. Mit
Schreiben vom 26.06.2018 trug der KlÃ¤ger im Wesentlichen zur BegrÃ¼ndung des
Widerspruchs vor, dass es sich bei den erhaltenen Zuwendungen nicht um
Einnahmen aus nichtselbstÃ¤ndiger Arbeit i. S. d. Einkommensteuergesetzes (EStG)
handle. Vielmehr habe er nur eine AufwandsentschÃ¤digung fÃ¼r Unkosten
erhalten, die ihm aufgrund des Praktischen Jahres im Rahmen seines
Medizinstudiums entstanden sind. Das Praktische Jahr sei gerade keine
ErwerbstÃ¤tigkeit, sondern Teil seiner studentischen Medizinausbildung. Zudem
wÃ¼rden die geleisteten Zuwendungen AufwandsentschÃ¤digung darstellen und
damit einer steuerfreien Sozialleistung gleichstehen.

Mit Widerspruchsbescheid vom 06.09.2018 wies der Beklagte den Widerspruch
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zurÃ¼ck. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte er aus, dass dem KlÃ¤ger aufgrund dessen
erzielten Einkommen aus ErwerbstÃ¤tigkeit wÃ¤hrend des Bezugszeitraums des
Elterngelds gemÃ¤Ã� Â§ 2 Abs. 3 BEEG nur Teilelterngeld zustehe. Zudem seien die
Zuwendungen, die der KlÃ¤ger wÃ¤hrend seines Praktischen Jahres von den
LehrkrankenhÃ¤usern erhalten habe, als Erwerbseinkommen bei der Berechnung
des Teilelterngelds zu berÃ¼cksichtigen.Â 

In der Zwischenzeit beantragte der KlÃ¤ger Elterngeld fÃ¼r seinen am XX.Y1.2018
geborenen Sohn D. Zum am 02.07.2018 eingegangen Elterngeldantrag reichte der
KlÃ¤ger Lohn- und Gehaltsbescheinigungen fÃ¼r den Zeitraum Juni 2017 bis Mai
2018 zur Verwaltungsakte des Beklagten. Hierunter waren auch
Verdienstabrechnungen der Asklepios Klinik A-Stadt GmbH von August 2017 und
September 2017 mit jeweils einer monatlichen VergÃ¼tung in HÃ¶he von 415,00
Euro brutto (Bl. 125â��126 d. Verwaltungsakte). Die Verdienstabrechnung fÃ¼r
August 2017 wurde am 18.08.2017 und die Verdienstabrechnung fÃ¼r September
2017 am 15.09.2017 erstellt.

Mit Schreiben vom 10.09.2018 hÃ¶rte der Beklagte den KlÃ¤ger zur beabsichtigten
RÃ¼cknahme und Ã�nderung der endgÃ¼ltigen Festsetzung des Elterngelds durch
Bescheid vom 09.05.2018 und der sich hierdurch ergebenden Erstattungsforderung
aufgrund Ã¼berzahlten Elterngeldes in HÃ¶he von insgesamt 2.928,30 Euro an.Â 

Am 08.10.2018 hat der anwaltlich vertretene KlÃ¤ger Klage vor dem Sozialgericht
Marburg erhoben.

Mit Schriftsatz vom 09.10.2018 hat der KlÃ¤ger ausfÃ¼hrlich Stellung im Rahmen
der AnhÃ¶rung genommen. Am 28.10.2018 hat der Beklagte einen Aufhebungs-
und Erstattungsbescheid erlassen, der sich in â��I. Bescheidâ�� nach Â§ 45
Sozialgesetzbuch Zehntes Buch â�� Sozialverwaltungsverfahren und
Sozialdatenschutz â�� (SGB X) und â��II. RÃ¼ckforderungsbescheidâ�� nach Â§ 50
SGB X gliedert (Bl. 139 d. Verwaltungsakte). Unterhalb der Ã�berschrift â��II.
RÃ¼ckforderungsbescheidâ�� befindet sich der Satz: â��Der genannte Bescheid
wird fÃ¼r den Zeitraum vom 12.07.2016 bis 11.09.2017 durch diesen Bescheid
ersetzt.â�� In diesem Satz ist das Wort â��genannteâ�� handschriftlich
durchgestrichen und daneben handschriftlich die Angabe â��vom 09.05.2018â��
eingefÃ¼gt worden. Hierdurch ergibt sich nunmehr der Satz: â��Der Bescheid vom
09.05.2018 wird fÃ¼r den Zeitraum vom 12.07.2016 bis 11.09.2017 durch diesen
Bescheid ersetzt.â�� Im Bereich der handschriftlichen Datumsangabe ist der
Dienststempel der Beklagten, des Hessischen Amtes fÃ¼r Versorgung und Soziales
Kassel, angebracht worden. Der Aufhebungs- und Erstattungsbescheid vom
28.10.2018 ist ohne Namenswiedergabe und Namensunterschrift, allerdings mit
Hinweis, dass der Bescheid â��[â�¦] mit Hilfe automatischer Einrichtungen
gefertigtâ�� worden ist und daher auf eine â��[â�¦] Unterschrift und
Namenswiedergabe verzichtetâ�� werde, ergangen (Bl. 138 d. Verwaltungsakte).

Mit besagten Aufhebungs- und Erstattungsbescheid vom 28.10.2018 hat der
Beklagte den (Ã�nderungs-)Bescheid vom 09.05.2018 nach Â§ 45 SGB X (teilweise)
zurÃ¼ckgenommen und setzte das Elterngeld fÃ¼r den fÃ¼nften bis 14.
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Lebensmonat vom XX.X3.2016 bis zum XX.X4.2017 in HÃ¶he von jeweils 355,88
Euro in Form von Basiselterngeld neu fest. Die Bewilligung des Elterngeld Plus fÃ¼r
den ersten bis vierten Lebensmonat vom XX.X1.2016 bis zum XX.X2.2016 blieb
hierbei unverÃ¤ndert bei jeweils 346,17 Euro. Dies fÃ¼hrte zu einer Ã�berzahlung
des bereits ausgezahlten Elterngelds in HÃ¶he von nunmehr 2.928,30 Euro. Im
BegrÃ¼ndungsteil des vorgenannten Bescheides ist hingegen eine
Zahlungsaufforderung in HÃ¶he von 3.198,10 Euro enthalten (Bl. 139R d.
Verwaltungsakte).

Weiter hat die Beklagte am 07.10.2022 einen mit Rechtsbehelfsbelehrung
versehenen Bescheid erlassen, mit dem der KlÃ¤ger zur Zahlung des Ã¼berzahlten
Elterngeldes in HÃ¶he von 2.928,30 Euro aufgefordert wurde. In der mÃ¼ndlichen
Verhandlung vom 25.05.2023 hat der KlÃ¤ger die Einrede der VerjÃ¤hrung gegen
die Erstattungsforderung erhoben.

Der KlÃ¤ger trÃ¤gt vor, dass es sich bei den Zuwendungen der beiden
LehrkrankenhÃ¤user aufgrund des Praktischen Jahres im Rahmen seines
Medizinstudiums um steuerfreie AufwandsentschÃ¤digungen handle. Zudem seinen
die Zuwendungen aufgrund des â��Stipendiumsâ�� der Asklepios Stadtklinik A-
Stadt steuerfrei. Das â��Stipendiumâ�� sei ihm aufgrund seiner Ã¼berzeugenden
Leistung wÃ¤hrend des Praktischen Jahres gewÃ¤hrt worden; auch deshalb habe er
eine Stellenzusage erhalten. Der Beklagte habe besagte Zuwendungen zu Unrecht
als steuerpflichte Einnahmen i. S. d. Einkommensteuerrechts behandelt und somit
unzutreffend bei der Berechnung des Elterngeldes als Einkommen aus
nichtselbstÃ¤ndiger ErwerbstÃ¤tigkeit wÃ¤hrend des Bezugs des Elterngeldes
berÃ¼cksichtigt. Auch sei der Aufhebungs- und Erstattungsbescheid vom
28.10.2018 aufgrund den handschriftlichen ErgÃ¤nzungen sowie mangels
Namensangabe oder Namensunterschrift des hierfÃ¼r Verantwortlichen bereits
formell rechtswidrig. Daneben ergebe sich aus vorgenannten Bescheid nicht
eindeutig die HÃ¶he der Erstattungsforderung, sodass dieser inhaltlich unbestimmt
sei. Zudem sei die Erstattungsforderung verjÃ¤hrt.

Der KlÃ¤ger beantragt,

den Bescheid des Beklagten vom 09.05.2018 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 06.09.2018 in der Fassung des Bescheides vom
25.10.2018 abzuÃ¤ndern und den Beklagten zu verurteilen, ihm hÃ¶heres
Elterngeld ohne BerÃ¼cksichtigung von Einkommen aus ErwerbstÃ¤tigkeit in Form
von Einnahmen aus nichtselbststÃ¤ndiger Arbeit fÃ¼r den ersten bis 14.
Lebensmonat, vom XX.X1.2016 bis zum XX.X4.2017, ausgenommen der Einnahmen
aus nichtselbstÃ¤ndiger Arbeit aus der BeschÃ¤ftigung beim DRK Kreisverband A-
Stadt, zu gewÃ¤hren.

Der Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Der Beklagte trÃ¤gt vor, dass die Zuwendungen der beiden LehrkrankenhÃ¤user
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einschlieÃ�lich der Stipendiatszahlungen seien steuerpflichtige EinkÃ¼nfte aus
nichtselbstÃ¤ndiger Arbeit und daher als Erwerbseinkommen bei der Ermittlung des
Elterngeldes zu berÃ¼cksichtigen. Weiter sei der Aufhebungs- und
Erstattungsbescheid vom 28.10.2018 auch nicht formell rechtswidrig aufgrund den
nachtrÃ¤glichen handschriftlichen Ã�nderungen, da dieser den Hinweis auf die
Erstellung mit Hilfe automatischer Einrichtungen enthalte.

Wegen der weiteren Einzelheiten und Unterlagen sowie wegen des weiteren
Vorbringens der Beteiligten wird auf den Inhalt der Gerichtsakte und der
beigezogenen Verwaltungsakte des Beklagten, sowie die Inhalte der mÃ¼ndlichen
Verhandlung Bezug genommen, die Gegenstand der Entscheidung gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die Klage ist zulÃ¤ssig, in der Hauptsache jedoch unbegrÃ¼ndet.

Die Klage ist als kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage nach Â§ 54 Abs. 1 S.
1 und Abs. 4 SGG Sozialgerichtsgesetz (SGG) zulÃ¤ssig.

StreitgegenstÃ¤ndlich ist der Ã�nderungsbescheid vom 09.05.2018 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 06.09.2018 und der Aufhebungs- und
Erstattungsbescheid vom 28.10.2018. Der Aufhebungs- und Erstattungsbescheid
des Beklagten vom 28.10.2018 ist nach Â§ 96 SGG Gegenstand des laufenden
Verfahrens geworden. Nach Klageerhebung wird ein neuer Verwaltungsakt dieser
Vorschrift nur dann Gegenstand des Klageverfahrens, wenn er nach Erlass des
Widerspruchsbescheides ergangen ist und den angefochtenen Verwaltungsakt
abÃ¤ndert oder ersetzt. Nach MaÃ�gabe des Â§ 96 SGG wird der neue
Verwaltungsakt automatisch Klagegegenstand, ohne dass es einer gewillkÃ¼rten
KlageÃ¤nderung oder eines Vorverfahrens bedarf; es handelt sich also um eine
KlageÃ¤nderung kraft Gesetzes (vgl. Schmidt, in: Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG, Kommentar, 13. Aufl. 2020, Â§ 96 SGG Rn.
1a). GeÃ¤ndert oder ersetzt wird ein Verwaltungsakt immer, wenn er denselben
Streitgegenstand wie der Ursprungsverwaltungsakt betrifft, bzw. wenn in dessen
Regelung eingegriffen und damit die Beschwer des Betroffenen vermehrt oder
vermindert wird (vgl. BSG, Urt. v. 09.12.2016 â�� B 8 SO 1/15 R, Juris Rn. 12; Urt. v.
17.12.2015 â�� B 8 SO 14/14 R, Juris Rn. 11; Urt. v. 20.07.2005 â�� B 13 RJ 23/04 R,
SozR 4-1500 Â§ 96 Nr. 3, Juris Rn. 14). Vorliegend wurde die endgÃ¼ltige
Elterngeldfestsetzung durch den Ã�nderungsbescheid vom 09.05.2018 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 06.09.2018 mit dem Aufhebungs- und
Erstattungsbescheid des Beklagten vom 28.10.2018 hinsichtlich der endgÃ¼ltigen
Festsetzung des Elterngeldes in Form von Basiselterngeld fÃ¼r den Zeitraum vom
XX.X3.2016 bis zum XX.X4.2017 zurÃ¼ckgenommen und neu festgesetzt. Sein
Regelungsgegenstand ist damit identisch mit dem des Ã�nderungsbescheid vom
09.05.2018 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 06.09.2018.

Der Leistungsbescheid der Beklagten vom 07.10.2022, mit dem der KlÃ¤ger zur
Zahlung des Ã¼berzahlten Elterngeldes in HÃ¶he von 2.928,30 Euro aufgefordert
worden ist, ist nicht gemÃ¤Ã� Â§ 96 SGG zum Gegenstand des hiesigen
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Klageverfahrens geworden, da dieser keinen vorhergehenden Verwaltungsakt
Ã¤ndert oder ersetzt.

Nicht streitgegenstÃ¤ndlich ist die zulÃ¤ssigerweise nach Â§ 8 Abs. 3 BEEG erfolgte
vorlÃ¤ufige Bewilligung von Elterngeld durch den Bescheid vom 12.09.2016. Dieser
hat mit Erlass der endgÃ¼ltigen Elterngeldbewilligung durch den Bescheid vom
09.05.20218 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 06.09.2018 seine
Erledigung gefunden. Nach der hÃ¶chstrichterlichen Rechtsprechung ersetzt die
endgÃ¼ltige Festsetzung des Elterngeldes die vorlÃ¤ufige Festsetzung und fÃ¼hrt
zu deren Erledigung i. S. d. Â§ 26 Abs. 1 BEEG i. V. m. Â§ 39 Abs. 2 SGB X (BSG, Urt.
v. 25.06.2020 â�� B 10 EG 3/19 R, BSGE 130, 237, Juris Rn. 48; Urt. v. 13.12.2018
â�� B 10 EG 9/17 R, Juris Rn. 14 m. w. N.).Â 

Der angefochtene (Ã�nderungs-)Bescheid des Beklagten vom 09.05.20218 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 06.09.2018 (siehe hierzu II.) in der
Fassung des Aufhebungs- (siehe hierzu I.) und Erstattungsbescheides (siehe hierzu
III.) vom 28.10.2018 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den KlÃ¤ger nicht in seinen
Rechten (Â§ 54 Abs. 2 S. 1 SGG). Zutreffend hat der Beklagte die HÃ¶he des
Teilelterngeldes und die Erstattungsforderung festgesetzt.

I.Â Â  Â Die teilweise RÃ¼cknahme des Bescheids vom 09.05.2018 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheids vom 06.09.2018 hinsichtlich der endgÃ¼ltigen
Elterngeldfestsetzung in Form von Basiselterngeld fÃ¼r den fÃ¼nften bis 14.
Lebensmonat vom XX.X3.2016 bis zum XX.X4.2017 durch den Aufhebungs- und
Erstattungsbescheid vom 28.10.2018 rechtmÃ¤Ã�ig.

1.Â Â  Â ErmÃ¤chtigungsgrundlage fÃ¼r den rechtmÃ¤Ã�igen Aufhebungsbescheid
des Beklagten vom 28.10.2018 ist die Regelung des Â§ 45 SGB X.Â 

Nach Â§ 45 Abs. 1 SGB X darf ein rechtswidriger Verwaltungsakt, der ein Recht oder
einen rechtlich erheblichen Vorteil begrÃ¼ndet oder bestÃ¤tigt hat
(begÃ¼nstigender Verwaltungsakt), auch nachdem er unanfechtbar geworden ist,
nur unter den EinschrÃ¤nkungen der Abs. 2 bis 4 des Â§ 45 SGB X mit Wirkung fÃ¼r
die Zukunft oder fÃ¼r die Vergangenheit zurÃ¼ckgenommen werden. GemÃ¤Ã� Â§
45 Abs. 2 S. 1 SGB X darf ein rechtswidriger begÃ¼nstigender Verwaltungsakt nicht
zurÃ¼ckgenommen werden, soweit der BegÃ¼nstigte auf den Bestand des
Verwaltungsaktes vertraut hat und sein Vertrauen unter AbwÃ¤gung mit dem
Ã¶ffentlichen Interesse an einer RÃ¼cknahme schutzwÃ¼rdig ist. Dabei ist das
Vertrauen in der Regel schutzwÃ¼rdig, wenn der BegÃ¼nstigte erbrachte
Leistungen verbraucht oder eine VermÃ¶gensdisposition getroffen hat, die er nicht
mehr oder nur unter unzumutbaren Nachteilen rÃ¼ckgÃ¤ngig machen kann (Â§ 45
Abs. 2 S. 2 SGB X). Auf Vertrauen kann sich der BegÃ¼nstigte gemÃ¤Ã� Â§ 45 Abs.
2 S. 3 SGB X allerdings nicht berufen, soweit
1.Â Â  Â er den Verwaltungsakt durch arglistige TÃ¤uschung, Drohung oder
Bestechung erwirkt hat,
2.Â Â  Â der Verwaltungsakt auf Angaben beruht, die der BegÃ¼nstigte vorsÃ¤tzlich
oder grob fahrlÃ¤ssig in wesentlicher Beziehung unrichtig oder unvollstÃ¤ndig
gemacht hat, oder
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3.Â Â  Â er die Rechtswidrigkeit des Verwaltungsaktes kannte oder infolge grober
FahrlÃ¤ssigkeit nicht kannte; grobe FahrlÃ¤ssigkeit liegt vor, wenn der
BegÃ¼nstigte die erforderliche Sorgfalt in besonders schwerem MaÃ�e verletzt hat.

GemÃ¤Ã� Â§ 45 Abs. 3 S. 1 SGB X kann ein rechtswidriger begÃ¼nstigender
Verwaltungsakt mit Dauerwirkung nach Â§ 45 Abs. 2 SGB X nur bis zum Ablauf von
zwei Jahren nach seiner Bekanntgabe zurÃ¼ckgenommen werden. Das gilt nicht,
wenn WiederaufnahmegrÃ¼nde entsprechend Â§ 580 Zivilprozessordnung (ZPO)
vorliegen (Â§ 45 Abs. 3 S. 2 SGB X). Bis zum Ablauf von zehn Jahren nach seiner
Bekanntgabe kann nach Â§ 45 Abs. 3 S. 3 SGB X ein rechtswidriger
begÃ¼nstigender Verwaltungsakt mit Dauerwirkung nach Â§ 45 Abs. 2 SGB X
zurÃ¼ckgenommen werden, wenn
1.Â Â  Â die Voraussetzungen des Â§ 45 Abs. 2 S. 3 Nr. 2 oder Nr. 3 gegeben sind
oder
2.Â Â  Â der Verwaltungsakt mit einem zulÃ¤ssigen Vorbehalt des Widerrufs
erlassen wurde.

In den FÃ¤llen des Â§ 45 Abs. 3 S. 3 SGB X kann ein Verwaltungsakt Ã¼ber eine
laufende Geldleistung der Vorschrift des Â§ 45 Abs. 3 S. 4 SGB X zufolge auch nach
Ablauf der Frist von zehn Jahren zurÃ¼ckgenommen werden, wenn diese
Geldleistung mindestens bis zum Beginn des Verwaltungsverfahrens Ã¼ber die
RÃ¼cknahme gezahlt wurde.

GemÃ¤Ã� Â§ 45 Abs. 4 S. 1 SGB X wird der Verwaltungsakt nur in den FÃ¤llen des 
Â§ 45 Abs. 2 S. 3 und des Abs. 3 S. 2 SGB X mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit
zurÃ¼ckgenommen. Die BehÃ¶rde muss dies nach Â§ 45 Abs. 4 S. 2 SGB X
innerhalb eines Jahres seit Kenntnis der Tatsachen tun, welche die RÃ¼cknahme
eines rechtswidrigen begÃ¼nstigenden Verwaltungsaktes fÃ¼r die Vergangenheit
rechtfertigen.

2.Â Â  Â ZunÃ¤chst ist der Aufhebungsbescheid vom 28.10.2018 formell
rechtmÃ¤Ã�ig.Â 

Der Beklagte hat vor Bekanntgabe des besagten Aufhebungsbescheides als
eingreifenden Verwaltungsakt den KlÃ¤ger verfahrensgerecht gemÃ¤Ã� Â§ 24 Abs.
1 SGB X angehÃ¶rt. Daneben leidet der angefochtene Ã�nderungsbescheid auch
nicht an einem Formmangel. Nach Â§ 33 Abs. 5 S. 1 HS. 1 SGB X sind Unterschrift
und Namenswiedergabe (Â§ 33 Abs. 3 S. 1 SGB X) entbehrlich, weil der schriftliche
Verwaltungsakt mit Hilfe einer automatischen Einrichtung erlassen wurde. Die
nachtrÃ¤glichen manuellen Ã�nderungen im Kopf des Bescheides unter â��II.
RÃ¼ckforderungsbescheidâ�� fÃ¼hren vorliegend zu keiner abweichenden
Bewertung. Ein mittels elektronischer Datenverarbeitung gefertigter, ohne
Unterschrift und Namenswiedergabe gÃ¼ltiger Bescheid verliert diese Eigenschaft
mit der Folge der Unanwendbarkeit des Â§ 33 Abs. 5 S. 1 HS. 1 SGB X erst dann,
wenn nachtrÃ¤gliche manuelle Ã�nderungen oder HinzufÃ¼gungen seine PrÃ¤gung
durch den Einsatz der elektronischen Datenverarbeitung aus der Sicht des
Adressaten aufheben und den Verwaltungsakt somit wieder zu einem Entwurf
werden lassen (vgl. ausfÃ¼hrlich dazu, BVerwG, Urt. v. 22.01.1993 â�� 8 C 57/91, 
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NJW 1993, 1667, 1668, Juris Rn. 14 m. w. N.).Â 

Nach verstÃ¤ndiger WÃ¼rdigung durch die Kammer stellt die nachtrÃ¤gliche
handschriftliche Streichung des Wortes â��genannteâ�� und die EinfÃ¼gung der
Angabe â��vom 09.05.2018â�� nur eine unbeachtliche Klarstellung dar, die nicht
dazu fÃ¼hrt, dass der Aufhebungs- und Erstattungsbescheid vom 28.10.2018
wieder zu einem Entwurf geworden ist. Dem BedÃ¼rfnis des KlÃ¤gers nach
Rechtssicherheit trÃ¤gt der in der Verwaltungspraxis Ã¼bliche Hinweis Rechnung,
der Bescheid sei mit Hilfe einer elektronischen Datenverarbeitungsanlage gefertigt
worden und ohne Unterschrift gÃ¼ltig. Eine derartige ErlÃ¤uterung â�� wie sie auch
der angefochtene Aufhebungs- und Erstattungsbescheid enthÃ¤lt â�� verdeutlicht
fÃ¼r den KlÃ¤ger als EmpfÃ¤nger, dass es sich nicht um einen nicht
unterzeichneten Entwurf, sondern um einen Verwaltungsakt handelt. Nach
Auffassung der Kammer verdeutlich zudem die Anbringung des Dienststempels des
Hessischen Amtes fÃ¼r Versorgung und Soziales Kassel die beabsichtigte
Verbindlich- und EndgÃ¼ltigkeit des erlassenen Verwaltungsaktes. Im Ã�brigen
betreffen die manuellen Ã�nderungen gerade nicht den den Aufhebungs- und
Erstattungsbescheid charakterisierenden Inhalt, die Feststellung der HÃ¶he des
Elterngeldanspruches und die sich daraus ergebene Erstattungsforderung (vgl. BFH,
Beschl. v. 04.12.2013 â�� X B 155/12, Juris Rn. 3; Pattar, in: Schlegel/Voelzke,
jurisPK-SGB X, Kommentar, 2. Aufl. 2017 (Stand: 12/2017), Â§ 33 SGB XRn. 101).
Eine andere Wertung wÃ¼rde gerade der vom Gesetzgeber bezweckten
Verwaltungsvereinfachung des Â§ 33 Abs. 5 S. 1 HS. 1 SGB X zu widerlaufen.Â 

3.Â Â  Â Der Aufhebungsbescheid vom 28.10.2018 ist auch materiell rechtmÃ¤Ã�ig.
Die tatbestandlichen Voraussetzungen der ErmÃ¤chtigungsgrundlage fÃ¼r die
teilweise RÃ¼cknahme fÃ¼r die Vergangenheit gemÃ¤Ã� Â§ 45 Abs. 1 und Abs. 4
S. 1 i. V. m. Abs. 2 S. 3 Nr. 2 SGB X liegen vor und der Beklagte hat sein gesetzlich
eingerÃ¤umtes Ermessen ermessenfehlerfrei ausgeÃ¼bt.

a)Â Â  Â Bei dem teilweise aufgehobenen Bescheid vom 09.05.20218 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheids vom 06.09.2018 handelt es sich um einen
begÃ¼nstigenden Verwaltungsakt, der von Anfang an rechtswidrig war.
Rechtswidrig im Sinne des Â§ 45 SGB X ist ein Bescheid, wenn bei seinem Erlass
entweder das Recht unrichtig angewandt oder aber von einem Sachverhalt
ausgegangen worden ist, der sich als unrichtig erweist. FÃ¼r die Frage, ob der
Bescheid bereits bei seinem Erlass rechtswidrig war, kommt es darauf an, ob im
Zeitpunkt der Erteilung des ursprÃ¼nglichen Bescheides eine andere als die
getroffene Entscheidung hÃ¤tte ergehen mÃ¼ssen (LSG Hessen, Urt. v. 08.06.2018
â�� L 5 R 138/15, Juris Rn. 44). Dies ist im vorliegenden Fall nach Auffassung der
Kammer zu bejahen.

aa)Â Â  Â Vorliegend hat der KlÃ¤ger nur einen Anspruch auf sog. Teilelterngeld
gemÃ¤Ã� Â§ 2 Abs. 3 S. 1 BEEG, da er Einkommen aus ErwerbstÃ¤tigkeit wÃ¤hrend
des ersten bis 14. Lebensmonat vom XX.X3.2016 bis zum XX.X4.2017 aus
nichtselbstÃ¤ndiger Arbeit hatte.

Der Anspruch des KlÃ¤gers auf Elterngeld richtet sich nach den am 01.01.2007 in
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Kraft getretenen Vorschriften des BEEG vom 05.12.2006 (BGBl. I 2006, S. 2748) in
der aufgrund Art. 4 des Gesetzes zur EinfÃ¼hrung des Elterngeld Plus mit
Partnerschaftsbonus und einer flexibleren Elternzeit im Bundeselterngeld- und
Elternzeitgesetz (FlexEZeitEGeldPlEG) vom 18.12.2014 (BGBl. I 2014, S. 2325) ff.)
geltenden Neufassung vom 27.01.2015 mit Wirkung zum 01.01.2015 bis
31.12.2019 (BGBl. I 2015, S. 33 ff.).Â 

ZunÃ¤chst steht fest, dass der KlÃ¤ger die Grundvoraussetzungen fÃ¼r die
Entstehung eines Anspruchs auf Elterngeld gemÃ¤Ã� Â§ 1 Abs. 1 S. 1 BEEG fÃ¼r
das am XX.X1.2016 geborene Kind C. erfÃ¼llt. Nach Â§ 1 Abs. 1 S. 1 BEEG hat
Anspruch auf Elterngeld,
1.Â Â  Â wer einen Wohnsitz oder seinen gewÃ¶hnlichen Aufenthalt in Deutschland,
2.Â Â  Â mit seinem Kind in einem Haushalt lebt,
3.Â Â  Â dieses Kind selbst betreut und erzieht und
4.Â Â  Â  keine oder keine volle ErwerbstÃ¤tigkeit ausÃ¼bt.

All diese Voraussetzungen erfÃ¼llte der KlÃ¤ger. Er hatte wÃ¤hrend des gesamten
Bezugszeitraums ihren Wohnsitz und gewÃ¶hnlichen Aufenthalt in Deutschland,
lebte mit dem Kind C. in einem Haushalt, betreute und erzog sie selbst und Ã¼bte
entsprechend seiner AnkÃ¼ndigung im Elterngeldantrag wÃ¤hrend des
Bezugszeitraums keine volle ErwerbstÃ¤tigkeit aus. GemÃ¤Ã� Â§ 1 Abs. 6 BEEG
stellt die AusÃ¼bung einer BeschÃ¤ftigung zur Berufsausbildung keine volle
ErwerbstÃ¤tigkeit dar und ist deshalb unabhÃ¤ngig von der zeitlichen
Inanspruchnahme des Auszubildenden unschÃ¤dlich fÃ¼r den Anspruch auf
Elterngeld (vgl. Graue, in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB Sozialrecht Besonderer
Teil, 1. Aufl. 2023, Â§ 1 BEEG Rn 50; Helmke/Bauer, Familienleistungsausgleich,
115. EL (Stand: 05/203), Â§ 1 BEEG Rn. 83). Dies war vorliegend beim KlÃ¤ger
hinsichtlich des Medizinstudiums und des dazugehÃ¶rigen Praktischen Jahres der
Fall. Zudem lag ein ordnungsgemÃ¤Ã�er Antrag vor. Dies alles ist hier ausweislich
der Angaben des KlÃ¤gers im Verwaltungsverfahren und im Ã�brigen unstreitig der
Fall.

Die Bemessung der HÃ¶he des Elterngeldanspruchs richtet sich nach Â§ 2 BEEG als
Basisnorm. Soweit fÃ¼r den vorliegenden Fall von Bedeutung, lauten diese
Regelungen wie folgt:

Nach Â§ 2 Abs. 1 S. 1 BEEG wird Elterngeld in HÃ¶he von 67 Prozent des
Einkommens aus ErwerbstÃ¤tigkeit vor der Geburt des Kindes gewÃ¤hrt. GemÃ¤Ã� 
Â§ 2 Abs. 1 S. 2 BEEG wird das Elterngeld bis zu einem HÃ¶chstbetrag von 1.800
Euro monatlich fÃ¼r volle Lebensmonate gezahlt, in denen die berechtigte Person
kein Einkommen aus ErwerbstÃ¤tigkeit hat.

In Â§ 2 Abs. 1 S. 3 BEEG erfolgt die Bestimmung des Begriffs Einkommens aus
ErwerbstÃ¤tigkeit (auch sog. Erwerbseinkommen) unter Verweisung auf die
Vorschriften des Einkommensteuergesetzes (EStG). Nach Â§ 2 Abs. 1 S. 3 BEEG
errechnet sich das Einkommen aus ErwerbstÃ¤tigkeit nach MaÃ�gabe der Â§Â§ 2c
bis 2f BEEG aus der um die AbzÃ¼ge fÃ¼r Steuern und Sozialabgaben
verminderten Summe der positiven EinkÃ¼nfte aus
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1.Â Â  Â  nichtselbstÃ¤ndiger Arbeit nach Â§ 2 Abs. 1 S. 1 Nr. 4 EStG sowie
2.Â Â  Â  Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb und selbstÃ¤ndiger Arbeit nach
Â§ 2 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 bis 3 EStG,
die im Inland zu versteuern sind und die die berechtigte Person durchschnittlich
monatlich im Bemessungszeitraum nach Â§ 2b BEEG oder in Monaten der
Bezugszeit nach Â§ 2 Abs. 3 BEEG hat.

Â§ 2 Abs. 2 BEEG regelt die HÃ¶he des Elterngeldes, indem die Ersatzrate des
Elterngelds bei niedrigen Erwerbseinkommen erhÃ¶ht und bei hohen
Erwerbseinkommen reduziert wird. GemÃ¤Ã� Â§ 2 Abs. 2 S. 1 BEEG erhÃ¶ht sich in
den FÃ¤llen, in denen das durchschnittlich erzielte monatliche Einkommen aus
ErwerbstÃ¤tigkeit vor der Geburt geringer als 1.000 Euro war, der Prozentsatz von
67 Prozent um 0,1 Prozentpunkte fÃ¼r je 2 Euro, um die dieses Einkommen den
Betrag von 1.000 Euro unterschreitet, auf bis zu 100 Prozent. Nach Â§ 2 Abs. 2 S. 2
BEEG sinkt in den FÃ¤llen, in denen das durchschnittlich erzielte monatliche
Einkommen aus ErwerbstÃ¤tigkeit vor der Geburt hÃ¶her als 1.200 Euro war, der
Prozentsatz von 67 Prozent um 0,1 Prozentpunkte fÃ¼r je 2 Euro, um die dieses den
Betrag von 1.200 Euro Ã¼berschreitet, auf bis zu 65 Prozent.

In Â§ 2 Abs. 3 BEEG ist das sog. Teilelterngeld geregelt. Nach Â§ 2 Abs. 3 S. 1 BEEG
wird fÃ¼r Monate nach der Geburt des Kindes, in denen die berechtigte Person ein
Einkommen aus ErwerbstÃ¤tigkeit hat, das durchschnittlich geringer ist als das
Einkommen aus ErwerbstÃ¤tigkeit vor der Geburt, Elterngeld in HÃ¶he des nach Â§
2 Abs. 1 oder 2 BEEG maÃ�geblichen Prozentsatzes des Unterschiedsbetrages
dieser Einkommen aus ErwerbstÃ¤tigkeit gezahlt. GemÃ¤Ã� Â§ 2 Abs. 3 S. 3 BEEG
ist der Unterschiedsbetrag nach Â§ 2 Abs. 3 S. 1 BEEG fÃ¼r das Einkommen aus
ErwerbstÃ¤tigkeit in Lebensmonaten, in denen die berechtigte Person
Basiselterngeld in Anspruch nimmt, und in Lebensmonaten, in denen sie Elterngeld
Plus im Sinne des Â§ 4a Abs. 2 BEEG in Anspruch nimmt, getrennt zu berechnen.

Demnach setzt Â§ 2 Abs. 3 S. 1 BEEG voraus, dass die berechtigte Person in
Monaten nach der Geburt des Kindes ein Einkommen aus ErwerbstÃ¤tigkeit hat, das
durchschnittlich geringer ist als das Einkommen vor der Geburt (siehe dazu
grundlegend, BSG, Urt. v. 27.10.2022 â�� B 10 EG 4/20 R, Juris Rn. 28 ff).

Vorliegend hat der KlÃ¤ger nur einen Anspruch auf Teilelterngeld nach Â§ 2 Abs. 3
S. 1 BEEG, da er wÃ¤hrend des Bezugs von Elterngeld Einkommen aus
ErwerbstÃ¤tigkeit hatte. So hatte der KlÃ¤ger zu berÃ¼cksichtigendes Einkommen
aus nichtselbstÃ¤ndiger ErwerbstÃ¤tigkeit i. S. d. Â§ 2c i. V. m. Â§ 2 Abs. 1 S. 3 Nr. 1
BEEG wÃ¤hrend des Zeitraum vom ersten bis zum 14. Lebensmonat, also wÃ¤hrend
der gesamten Bezugsdauer des Elterngeldes vom XX.X1.2016 bis zum XX.X4.2017.

Die Zuwendungen der beiden LehrkrankenhÃ¤user an den KlÃ¤ger stellen
Einkommen aus nichtselbstÃ¤ndiger ErwerbstÃ¤tigkeit nach Â§Â§ 2c, 2 Abs. 1 S. 3
Nr. 1 BEEG dar, da es sich hierbei um EinkÃ¼nfte aus nichtselbstÃ¤ndiger Arbeit i.
S. d. Â§ 2 Abs. 1 S. 1 Nr. 4 i. V. m. Â§ 19 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 EStG handelt.
Insbesondere sind auch die aufgrund des â��Stipendiumsâ�� an den KlÃ¤ger
geleisteten Zuwendungen der Asklepios Klinik A-Stadt GmbH fÃ¼r den Zeitraum
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vom 03.07.2017 bis zum 11.09.2017 bei der Ermittlung des Teilelterngeldes â�� wie
durch den Aufhebungs- und Erstattungsbeschied des Beklagten vom 28.10.2018
erfolgt â�� zu berÃ¼cksichtigten.

Der Begriff des Einkommens aus ErwerbstÃ¤tigkeit des BEEG ist aufgrund der
Verweisung des Â§ 2 Abs. 1 S. 3 BEEG auf das Einkommensteuergesetz â�� genauer
auf ausgewÃ¤hlte Einkunftsarten des Â§ 2 EStG â�� durch das
Einkommensteuerrecht geprÃ¤gt (vgl. BSG, Urt. v. 05.04.2012 â�� B 10 EG 3/11 R,
SozR 4-7387 Â§ 2 Nr. 16, Juris Rn. 15; Urt. v. 25.06.2009 â�� B 10 EG 9/08 R, SozR
4-7837 Â§ 2 Nr. 3, Juris Rn. 20). MaÃ�geblich ist damit die
einkommensteuerrechtliche Beurteilung von Einnahmen bzw. EinkÃ¼nften, also den
Zuwendungen der LehrkrankenhÃ¤user an den KlÃ¤ger, unter Beachtung der
finanzgerichtlichen Rechtsprechung.

(1)Â Â  Â Einkommensteuerrechtlich unterliegen die Zuwendungen der beiden
LehrkrankenhÃ¤user an den KlÃ¤ger gemÃ¤Ã� Â§ 2 Abs. 1 S. 1 Nr. 4 EStG der
(Einkommens-)Besteuerung, da es sich hierbei um Arbeitslohn und somit steuerbare
Einnahmen bzw. EinkÃ¼nfte aus nichtselbstÃ¤ndiger Arbeit nach Â§ 19 Abs. 1 S. 1
Nr. 1 EStG handelt.

Der Begriff der â��nichtselbstÃ¤ndigen Arbeitâ�� erfÃ¤hrt in der steuerlich
maÃ�geblichen Zuordnungsvorschrift des Â§ 19 EStG keine konkrete Definition (vgl.
Geserich, in: Brandis/Heuermann, Ertragsteuerrecht, Kommentar, 167. EL (Stand:
05/2023), Â§ 19 EStG Rn. 45; Haversath, in: Wagner, Lohnsteuer, Kommentar,
Stand: 01.03.2023, Abschn. E Rn. 2). Vielmehr wird in besagter
Zuordnungsvorschrift beispielhaft aufgezÃ¤hlt, welche BezÃ¼ge und Vorteile zu
den Einnahmen aus nichtselbstÃ¤ndiger Arbeit zÃ¤hlen und damit Arbeitslohn
darstellen (vgl. KrÃ¼ger, in: Schmidt: EStG, Kommentar, 42. Aufl. 2023, Â§ 19 EStG
Rn. 10; Geserich, in: Brandis/Heuermann, Ertragsteuerrecht, Kommentar, 167. EL
(Stand: 05/2023), Â§ 19 EStG Rn. 45). Eine Zuordnung von Einnahmen zu der
Einkunftsart der â��nichtselbstÃ¤ndige Arbeitâ�� erfolgt im Wege einer
Qualifikation. MaÃ�geblich ist hierfÃ¼r, ob die zu beurteilenden Einnahmen des
Steuerpflichtigen der beispielhaften AufzÃ¤hlung des Â§ 19 EStG zuzuordnen sind
und durch die BetÃ¤tigung des Steuerpflichtigen als Arbeitnehmer veranlasst sind.
Arbeitslohn i. S. d. Â§ 19 EStG sind daher nach der stÃ¤ndigen finanzgerichtlichen
Rechtsprechung alle GÃ¼ter in Geld und Geldeswert, die durch ein
ArbeitsverhÃ¤ltnis veranlasst sind (a), die den Arbeitnehmer bereichern (b) und
dem Arbeitnehmer zuflieÃ�en (c) (vgl. Haversath, in: Wagner, Lohnsteuer,
Kommentar, Stand: 01.03.2023 Abschn. E Rn. 20). Da die Lohnsteuer-
DurchfÃ¼hrungsverordnung (LStDV) erlassen auf Grundlage des Â§ 51 Abs. 1 Nr. 1
Buchst. a EStG nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des Bundesfinanzhofes den
Arbeitnehmerbegriff zutreffend auslegt, sind deren GrundsÃ¤tze bei der
Qualifikation, ob ein (steuerrechtliches) ArbeitsverhÃ¤ltnis vorliegt, heranzuziehen
(BFH, Urt. vom 18.06.2015 â�� VI R 77/12, BFHE 250, 132, BStBl II 2015, 903, Juris
Rn. 11).

(a)Â Â  Â Arbeitnehmer ist nach Â§ 1 Abs. 1 S. 1 LStDV wer, in einem Ã¶ffentlichen
oder privaten Dienst angestellt oder beschÃ¤ftigt ist oder es war und aus diesem

                            12 / 24

https://dejure.org/gesetze/BEEG/2.html
https://dejure.org/gesetze/EStG/2.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2010%20EG%203/11%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2010%20EG%209/08%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%204-7837%20Â§%202%20Nr.%203
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%204-7837%20Â§%202%20Nr.%203
https://dejure.org/gesetze/EStG/2.html
https://dejure.org/gesetze/EStG/19.html
https://dejure.org/gesetze/EStG/19.html
https://dejure.org/gesetze/EStG/19.html
https://dejure.org/gesetze/EStG/19.html
https://dejure.org/gesetze/EStG/19.html
https://dejure.org/gesetze/EStG/19.html
https://dejure.org/gesetze/EStG/19.html
https://dejure.org/gesetze/EStG/19.html
https://dejure.org/gesetze/EStG/51.html
https://dejure.org/gesetze/EStG/51.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=VI%20R%2077/12
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BFHE%20250,%20132
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BStBl%20II%202015,%20903


 

oder einem frÃ¼heren DienstverhÃ¤ltnis Arbeitslohn beziehen. Ein
DienstverhÃ¤ltnis i. S. d. Â§ 1 Abs. 1 LStDV liegt vor, wenn der Betroffene dem
Arbeitgeber seien Arbeitskraft schuldet (Â§ 1 Abs. 2 S. 1 LStDV). Dies ist der Fall,
wenn der Betroffene in der BetÃ¤tigung seines geschÃ¤ftlichen Willens unter der
Leistung des Arbeitgebers steht oder im geschÃ¤ftlichen Organismus des
Arbeitgebers Weisungen zu folgen verpflichtet ist (Â§ 1 Abs. 2 S. 2 LStDV).

Ob eine steuerpflichtige Person mit einer bestimmten BetÃ¤tigung Arbeitnehmer ist,
richtet sich nach dem Gesamtbild der VerhÃ¤ltnisse. Beim Begriff des
â��Arbeitnehmersâ�� als nichtselbstÃ¤ndig TÃ¤tigen handelt sich um einen offenen
Typusbegriff, der nur durch eine grÃ¶Ã�ere und unbestimmte Zahl von Merkmalen
beschrieben werden kann (stÃ¤ndige Rspr., BFH, Urt. v. 14.06.2007 â�� VI R 5/06, 
BFHE 218, 233 = BStBl. II 2009, 931, Juris Rn. 10 m. w. N.). Im Rahmen der
vorzunehmenden GesamtwÃ¼rdigung sind nach der hÃ¶chstrichterlichen
Rechtsprechung insbesondere die folgenden Merkmale von Bedeutung, die fÃ¼r
eine Arbeitnehmereigenschaft sprechen kÃ¶nnen (vgl. die AufzÃ¤hlungen, BFH, Urt.
v. 14.06.1985 â�� VI R 150-152/82, BFHE 144, 225 = BStBl. II 1985, 661, Juris Rn.
17 ff.; Urt. v. 30.05.1996 â�� V R 2/95, BFHE 180, 213 = BStBl. II 1996, 493, Juris
Rn. 14 ff.; hierauf Bezug nehmend auch die neuere Rechtsprechung, vgl. BFH, Urt.
v. 14.06.2007 â�� VI R 5/06; v. 29.05.2008 â�� VI R 11/07, BFHE 221, 182 = BStBl.
II 2008, 933, Juris Rn. 16): persÃ¶nliche AbhÃ¤ngigkeit, Weisungsgebundenheit
hinsichtlich Ort, Zeit und Inhalt der TÃ¤tigkeit, feste Arbeitszeiten, AusÃ¼bung der
TÃ¤tigkeit gleichbleibend an einem bestimmten Ort, feste BezÃ¼ge,
Urlaubsanspruch, Anspruch auf sonstige Sozialleistungen, Fortzahlung der BezÃ¼ge
im Krankheitsfall, Ã�berstundenvergÃ¼tung, zeitlicher Umfang der
Dienstleistungen, UnselbstÃ¤ndigkeit in Organisation und DurchfÃ¼hrung der
TÃ¤tigkeit, fehlendes Unternehmerrisiko, fehlende Unternehmerinitiative, kein
Kapitaleinsatz, keine Pflicht zur Beschaffung von Arbeitsmitteln, Notwendigkeit der
engen stÃ¤ndigen Zusammenarbeit mit anderen Mitarbeitern, Eingliederung in den
Betrieb, geschuldet wird die Arbeitskraft, nicht aber ein Arbeitserfolg, AusfÃ¼hrung
von einfachen TÃ¤tigkeiten, bei denen eine WeisungsabhÃ¤ngigkeit die Regel ist
(BFH, Urt. v. 22.02.2012 â�� X R 14/10, BFHE 236, 464 = BStBl. II 2012, 511, Juris
Rn. 31). Hierbei ist zu beachten, dass der steuerliche Begriff des
DienstverhÃ¤ltnisses nicht identisch mit dem Begriff des arbeitsrechtlichen
ArbeitsverhÃ¤ltnisses oder des sozialrechtlichen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses ist
(siehe dazu BFH, Urt. v. 23.04.2009 â�� VI R 81/06, BStBl. II 2012, 262 = DStR
2009, 1355, 1356; Geserich, in: Brandis/Heuermann, Ertragsteuerrecht, Kommentar,
167. EL (Stand: 05/2023), Â§ 19 EStG Rn. 50).

Der Annahme eines steuerlichen DienstverhÃ¤ltnisses steht es auch nicht
entgegen, dass der Arbeitnehmer im Einvernehmen mit dem Arbeitgeber in seinem
eigenen Interesse tÃ¤tig wird. Daher sind auch sog.
â��AusbildungsdienstverhÃ¤ltnisseâ�� DienstverhÃ¤ltnisse im steuerrechtlichen
Sinne, unabhÃ¤ngig davon, ob sie dem privaten oder Ã¶ffentlichen Recht
unterliegen. AusbildungsdienstverhÃ¤ltnisse sind dadurch im Wesentlichen
gekennzeichnet, dass der Auszubildende dem Dienstherrn seine Dienste zum
Zwecke der Ausbildung zu VerfÃ¼gung stellt und sich dessen Weisungen unterwirft.
Der Ausbildungszweck kann neben dem Erwerb eines Berufsabschlusses, auch der
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Erwerb von Allgemeinbildung oder ein Studium sein (vgl. BFH, Urt. v. 28.09.1984
â�� VI R 144/83, BStBl. II 1985, 89, Juris Rn. 18 f.; Geserich, in: Brandis/Heuermann,
Ertragsteuerrecht, Kommentar, 167. EL (Stand: 05/2023), Â§ 19 EStG Rn. 97).

Aufgrund des oben dargestellten MaÃ�stabes kommt die Kammer im Rahmen der
GesamtabwÃ¤gung zum Ergebnis, dass der KlÃ¤ger wÃ¤hrend seines Praktischen
Jahres mit den jeweiligen LehrkrankenhÃ¤usern in einem steuerrechtlichen
AusbildungsdienstverhÃ¤ltnis stand und damit steuerrechtlich als Arbeitnehmer zu
beurteilen ist. WÃ¤hrend der Absolvierung des Praktischen Jahres war der KlÃ¤ger
gegenÃ¼ber dem jeweiligen Lehrkrankenhaus zur Leistung persÃ¶nlicher
Arbeitskraft verpflichtet, unterlag hierbei Weisungen hinsichtlich Ort, Zeit und Inhalt
der TÃ¤tigkeit und war unselbstÃ¤ndig in Organisation und DurchfÃ¼hrung seiner
AusbildungstÃ¤tigkeit in das jeweilige Lehrkrankenhaus eingebunden. In der
Gesamtschau handelt es sich bei dem Praktische Jahr nach Â§ 3 Ã�ApprO um ein
typisches AusbildungsverhÃ¤ltnis zwischen Medizinstudent und Lehrkrankenhaus
und damit auch um ein steuerrechtliches AusbildungsdienstverhÃ¤ltnis. Mithin war
der KlÃ¤ger (steuerrechtlicher) Arbeitnehmer.

Die Zuwendungen der beiden LehrkrankenhÃ¤user an den KlÃ¤ger sind auch durch
das jeweilige (Ausbildungs-)DienstverhÃ¤ltnis veranlasst. Nach Â§ 2 Abs. 1 S. 1
LStDV sind Arbeitslohn alle Einnahmen, die dem Arbeitnehmer aus dem
DienstverhÃ¤ltnis zuflieÃ�en. Hierbei ist es gemÃ¤Ã� Â§ 2 Abs. 1 S. 2 LStDV
unerheblich, unter welcher Bezeichnung oder in welcher Form die Einnahmen
gewÃ¤hrt werden. Arbeitslohn setzt deshalb voraus, dass die Einnahme durch das
(steuerrechtliche) DienstverhÃ¤ltnis veranlasst ist. Es muss ein objektiver
Zusammenhang zwischen Einnahme und DienstverhÃ¤ltnis bestehen, d. h. die
Zuwendung muss mit RÃ¼cksicht auf das DienstverhÃ¤ltnis (wegen des
DienstverhÃ¤ltnisses) eingerÃ¤umt sein. Der objektive Zusammenhang wird durch
die subjektiven Vorstellungen des Arbeitnehmers und vor allem des Arbeitgebers
erhellt. Der Arbeitgeber oder ein Dritter muss die Zuwendung (subjektiv) weitesten
im Sinne als Gegenleistung fÃ¼r das ZurverfÃ¼gungstellen der individuellen
Arbeitskraft des Arbeitnehmers erbringen. Ob dies zutrifft, kann nur unter
BerÃ¼cksichtigung aller wesentlichen UmstÃ¤nde des Einzelfalls beurteilt werden.
Hierbei sind insbesondere Zweck der Zuwendung und Ã¤uÃ�ere UmstÃ¤nde wie
Anlass, Zuwendungsgegenstand und BegleitumstÃ¤nde eingehend zu wÃ¼rdigen
(BFH, Urt. v. 22.03.1985 â�� VI R 170/82, BStBl. II 85, 529, Juris Rn. 15; Urt. v.
20.11.2008 â�� VI R 25/05, BStBl. II 2009, 382, Juris Rn. 16; Urt. v. 30.06.2011 â�� 
VI R 80/10, BStBl. II 11, 948, Juris Rn. 13 f.; Urt. v. 01.09.2016 â�� VI R 67/14, BStBl.
II 17, 69, Juris Rn. 21 f.). Nicht entscheidend ist, dass die Leistung des Arbeitgebers
fÃ¼r eine konkrete (einzelne) Dienstleistung des Arbeitnehmers erbracht wird (BFH,
Urt. v. 07.12.1984 â�� VI R 164/79, BStBl, II 85, 164, Juris Rn. 28). Der Arbeitgeber
kann auch ganz auf die Arbeitsleistung des Arbeitnehmers verzichten, ohne dass
dies dem Vorliegen von Arbeitslohn entgegenstehen muss, sofern die Zahlung
durch das ArbeitsverhÃ¤ltnis veranlasst ist (BFH, Urt. v. 12.03.2019 â�� IX R 44/17, 
BStBl. II 19, 574, Juris Rn. 15). Auch dass der Arbeitgeber mit der Zuwendung
gleichzeitig soziale oder sonstige Ziele verfolgt, lÃ¤sst die Veranlassung durch das
individuelle DienstverhÃ¤ltnis unberÃ¼hrt (KrÃ¼ger, in: Schmidt, EStG,
Kommentar, 42. Aufl. 2023, Â§ 19 Rn. 45; Geserich, in: Brandis/Heuermann,
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Ertragsteuerrecht, Kommentar, 167. EL (Stand: 05/2023), Â§ 19 EStG Rn. 190 ff).

Unter Anwendung der zuvor dargestellten MaÃ�stÃ¤be ist die Kammer davon
Ã¼berzeugt, dass die Zuwendungen der LehrkrankenhÃ¤user gegenÃ¼ber dem
KlÃ¤ger durch das jeweilige (Ausbildungs-)DienstverhÃ¤ltnis mit dem KlÃ¤ger
veranlasst gewesen sind. Andere RechtsverhÃ¤ltnisse oder
Sonderrechtsbeziehungen einer anderen Einkunftsart zwischen dem KlÃ¤ger und
den LehrkrankenhÃ¤user bestanden im Streitfall nicht. Alleiniger Grund war somit
das AusbildungsdienstverhÃ¤ltnis, sodass die Zuwendungen als Gegenleistung fÃ¼r
das ZurverfÃ¼gungstellen der individuellen Arbeitskraft anzusehen ist.

Allein die Bezeichnung der Zuwendungen als PraktikumsvergÃ¼tung oder
AufwandsentschÃ¤digung vermag keine andere rechtliche Beurteilung
rechtfertigen, denn wie Â§ 2 Abs. 1 S. 2 LStDV anordnet, ist die Bezeichnung der
Einnahmen fÃ¼r die Qualifikation als Arbeitslohn unerheblich.

(b)Â Â  Â Durch die Zuwendungen der LehrkrankenhÃ¤user wurde der KlÃ¤ger auch
offenkundig bereichert. Die GeringfÃ¼gigkeit der Zuwendungen steht einer
Qualifizierung dieser als Arbeitslohn nicht entgegen (vgl. KrÃ¼ger, in: Schmidt,
EStG, Kommentar, 42. Aufl. 2023, Â§ 19 EStG Rn. 41). Bereichert ist der
(steuerrechtliche) Arbeitnehmer, wenn sich sein VermÃ¶gen wirtschaftlich vermehrt
und damit seine (wirtschaftliche) LeistungsfÃ¤higkeit erhÃ¶ht hat (vgl. Geserich, in:
Brandis/ Heuermann, Ertragsteuerrecht, Kommentar, 167. EL (Stand: 05/2023), Â§
19 EStG Rn. 163; PflÃ¼ger, in: Herrmann/Heuer/Raupach, EStG/KStG, Kommentar,
318. EL (Stand: 05/2023) Â§ 19 EStG Rn. 113; ebenso BFH, Urt. v. 17.09.1982 â�� VI
R 75/79, BStBl. II 1983, 39, Juris Rn. 18 m. W. N.). Dies war vorliegend der Fall.

(c)Â Â  Â Offenkundig sind die Zuwendungen der LehrkrankenhÃ¤user dem KlÃ¤ger
auch steuerrechtlich zugeflossen, da er Ã¼ber sie tatsÃ¤chlich wirtschaftlich
verfÃ¼gen konnte (vgl. stÃ¤ndige Rspr., BFH, Urt. v. 09.03.1990 â�� VI 48/87, 
BStBl. II 1990, 711, Juris Rn. 32 m. w. N.; Geserich, in: Brandis/Heuermann,
Ertragsteuerrecht, Kommentar, 167. EL (Stand: 05/2023), Â§ 19 EStG Rn. 244 m. w.
N).

Aufgrund den obigen AusfÃ¼hrungen sind auch die â��Stipendiatszahlungenâ��
der Asklepios Klinik A-Stadt GmbH vom 03.07.2017 bis 30.09.2017 an den KlÃ¤ger
als Arbeitslohn zu qualifizieren. Im hier gegebenen Fall ist die Kammer zur
Ã�berzeugung gelangt, dass die â��Stipendiatszahlungenâ�� Gegenleistungen fÃ¼r
eine zukÃ¼nftige ArbeitnehmertÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers darstellen. GemÃ¤Ã� Â§ 2
Abs. 2 Nr. 1 LStDV sind auch Einnahmen im Hinblick auf ein kÃ¼nftiges
DienstverhÃ¤ltnis als Arbeitslohn zu qualifizieren (Arbeitslohn als Vorschuss auf ein
kÃ¼nftiges ArbeitsverhÃ¤ltnis, siehe PflÃ¼ger, in: Herrmann/Heuer/Raupach,
EStG/KStG, Kommentar, 318. EL (Stand: 5/2023, Â§ 19 EStG Rn. 53). Dies war
vorliegend der Fall. Nach dem eigenen Vortrag des KlÃ¤gers wurde diesem
wÃ¤hrend der Ausbildung in praktischen Ausbildungsstation des Asklepios
Stadtklinik A-Stadt eine Arbeitsstelle nach erfolgreichen Abschluss des
Medizinstudiums in Aussicht gestellt. Zum 01.01.2018 wurde der KlÃ¤ger als
Assistenzarzt von der Asklepios Klinik A-Stadt beschÃ¤ftigt und mit der der ersten
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Gehaltszahlung endete das â��Stipendiumâ��. Nach Ansicht der Kammer besteht in
der Gesamtschau zwischen den â��Stipendiatszahlungenâ�� und dem spÃ¤teren
ArbeitsverhÃ¤ltnis ab dem 01.01.20218 eine eindeutige KonnexitÃ¤t.

Zusammenfassend stellen alle vom KlÃ¤ger bezogenen Zuwendungen der beiden
LehrkrankenhÃ¤user Arbeitslohn und damit auch steuerbare Einnahmen bzw.
EinkÃ¼nfte aus nichtselbstÃ¤ndiger Arbeit gemÃ¤Ã� Â§ 19 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 EStG i.
V. m. Â§ 2 LStDV dar.

(2)Â Â  Â Die vom KlÃ¤ger erzielten Einnahmen bzw. EinkÃ¼nfte aus
nichtselbstÃ¤ndiger Arbeit sind auch steuerpflichtig gewesen. Aus der Definition des
Einkommens aus nichtselbstÃ¤ndiger ErwerbstÃ¤tigkeit in Â§ 2 Abs. 1 S. 3 Nr. 1
BEEG und der Verweisung in das Einkommensteuerrecht ergibt sich, dass nach 
Â§Â§3 bi s 3c EStG steuerfreie Einnahmen wie z. B. ZuschlÃ¤ge fÃ¼r Sonntags-,
Nacht- und Feiertagsarbeit bei der Ermittlung des Einkommens aus
nichtselbstÃ¤ndiger ErwerbstÃ¤tigkeit ebenso wenig zu berÃ¼cksichtigen sind wie
Sozialleistungen (Helmke/Bauer, in: Familienleistungsausgleich, Kommentar, 115.
EL (Stand: 05/2023) Â§ 2c Einkommen aus nichtselbstÃ¤ndiger ErwerbstÃ¤tigkeit,
Rn. 5). Dies ist vorliegend nicht der Fall, da die vom KlÃ¤ger erzielten Einnahmen
bzw. EinkÃ¼nfte aus nichtselbstÃ¤ndiger Arbeit â�� entgegen der Ansicht des
KlÃ¤gers â�� nicht steuerfrei sind. Denn fÃ¼r die vom KlÃ¤ger erzielten Einnahmen
bzw. EinkÃ¼nfte aus nichtselbstÃ¤ndiger Arbeit ergibt sich gerade keine
Steuerbefreiung aufgrund den Vorschriften der Â§Â§ 3 bis 3c EStG.

(a)Â Â  Â Besonders handelt es sich bei den vom KlÃ¤ger erzielten EinkÃ¼nften
nicht um steuerfreie AufwandsentschÃ¤digungen i. S. d. EStG. Begrifflich sind
AufwandsentschÃ¤digungen grundsÃ¤tzliche alle Leistungen zur Abgeltung von
Aufwendungen, die steuerlich als Werbungskosten oder Betriebsausgaben
abziehbar sind (vgl. Bordewin/Brand, EStG, Kommentar, 455. EL (Stand: 08/2023), 
Â§ 3 Nr. 12 EStG Rn. 31; PflÃ¼ger, in: Herrmann/Heuer/Raupach, EStG/KStG,
Kommentar, 318. EL (Stand: 05/2023), Â§ 19 EStG Rn. 215). Folglich stellen
AufwandsentschÃ¤digungen steuerpflichtige Einnahmen i. S. d. Â§ 8 EStG dar, wenn
sie im Zusammenhang mit einer Einkunftsart â�� wie hier mit EinkÃ¼nften aus
nichtselbstÃ¤ndiger Arbeit nach Â§ 19 EStG â�� stehen (vgl. KrÃ¼ger, in: Schmidt,
EStG, Kommentar, 42. Aufl. 2023, Â§ 19 EStG Rn. 67). AufwandsentschÃ¤digungen
sind einkommensteuerrechtlich nur dann steuerbefreit, wenn diese nach Â§ 3 Nr. 12
EStG aus Ã¶ffentlichen Kassen gewÃ¤hrt werden. DemgegenÃ¼ber sind
AufwandsentschÃ¤digungen eines privaten Arbeitgebers im Rahmen eines
DienstverhÃ¤ltnisses stets steuerpflichtiger Arbeitslohn (vgl. Bergkemper, in:
Herrmann/Heuer/Raupach, EStG/KStG, Kommentar, 318. EL (Stand: 05/2023), Â§ 3
Nr. 12 EStG Rn. 8; AufwandsentschÃ¤digungen als BezÃ¼ge und damit Arbeitslohn
i. S. d. Â§ 19 Abs. 1 S. 1 EStG, PflÃ¼ger, in: Herrmann/Heuer/Raupach, EStG/KStG,
Kommentar, 318. EL (Stand: 05/2023), Â§ 19 EStG Rn. 215). Letzteres vorliegend
bei den Zuwendungen der LehrkrankenhÃ¤uer der Fall gewesen.

(b)Â Â  Â Auch stellen die vom KlÃ¤ger bezogenen EinkÃ¼nfte keine steuerfreien
Stipendien i. S. d. EStG dar. Begrifflich sind Stipendien finanzielle
UnterstÃ¼tzungen, die Studenten, Doktoranden und Wissenschaftlern zur
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Finanzierung von Studium, Promotion, Habilitation, Auslandsaufenthalten,
bestimmte Forschungsvorhaben, Teilnahme an Graduiertenkollegs u. a. gewÃ¤hrt
werden (vgl. Bergkemper, in: Herrmann/Heuer/Raupach, EStG/KStG, Kommentar,
318. EL (Stand: 05/2023), Â§ 3 Nr. 44 EStG Rn. 3; Valta, in: Brandis/Heuermann,
Ertragsteuerrecht, Kommentar, 167. EL (Stand: 05/2023), Â§ 3 Nr. 44 EStG Rn. 2).
Steuerbefreit sind solche finanziellen UnterstÃ¼tzungen einkommensteuerrechtlich
nur dann, wenn diese nach Â§ 3 Nr. 44 EStG aus Ã¶ffentlichen Mitteln, von
zwischenstaatlichen oder Ã¼berstaatlichen Einrichtungen, von Einrichtungen aus
Ã¶ffentlicher TrÃ¤gerschaft oder solchen Ã¶ffentlichen TrÃ¤gern stammen. Dies gilt
nicht fÃ¼r den klÃ¤gerischen Fall, da hier das â��Stipendiumâ�� weder aus
Ã¶ffentlichen Mitteln noch von einem besonderen TrÃ¤ger oder von einem solchen
TrÃ¤ger kontrollierte Einrichtung i. S. d. Â§ 3 Nr. 44 EStG, sondern von einer
privaten Arbeitgeberin in Gestalt einer juristischen Person des Privatrechts, der
Asklepios Kliniken A-Stadt GmbH stammt und an der keine HoheitstrÃ¤ger
mehrheitlich beteiligt sind. Zudem kommt eine Steuerbefreiung auch nicht in
Betracht, da sich die Zuwendungen im vorliegenden Fall â�� wie bereits
ausgefÃ¼hrt â�� als Gegenleistung fÃ¼r eine kÃ¼nftige ArbeitnehmertÃ¤tigkeit
qualifizieren.

(c)Â Â  Â Im Ã�brigen haben die beiden LehrkrankenhÃ¤user in den Lohn- und
Gehaltsbescheinigungen gerade keine steuerfreien BezÃ¼ge als Arbeitslohn
ausgewiesen. GemÃ¤Ã� Â§ 4 Abs. 2 Nr. 4 LStDV sind steuerfreie BezÃ¼ge
gesondert bei jeder Lohnabrechnung im Lohnkonto des Arbeitsnehmers
aufzuzeichnen (vgl. Deck/Geiermann/Imping/Voss, ABC des LohnbÃ¼ros 2023,
Stand: 07/2023, Lohnkonto, Rn. 2874 f.). Die ErfÃ¼llung dieser Nachweis- und
Belegnahmepflicht ist allerdings Voraussetzung fÃ¼r die Zahlung von steuerfreien
Arbeitslohn im Lohnsteuerverfahren (FG Saarland, Urt. v. 24.05.2017 â�� 2 K
1082/14, Juris Rn. 25 m. W. N.; BFH, Urt. v. 06.03.1980 â�� VI R 65/77, BStBl. II
1980, 289, Juris Rn. 12 ff.). Insoweit greift die gesetzliche Richtigkeits- und
VollstÃ¤ndigkeitsvermutung der Lohn- und Gehaltsbescheinigung des Â§ 2c Abs. 2
S. 2 BEEG. Damit fehlt es neben den inhaltlichen auch den formalen
Voraussetzungen fÃ¼r eine Steuerbefreiung.

Nach alledem waren die Zuwendungen der LehrkrankenhÃ¤user steuerbare und
steuerpflichte Einnahmen bzw. EinkÃ¼nfte aus nichtselbstÃ¤ndiger Arbeit gemÃ¤Ã�
Â§ 2 Abs. 1 S. 1 Nr. 4 i. V. m. Â§ 19 EStG und damit Einkommen aus
nichtselbstÃ¤ndiger ErwerbstÃ¤tigkeit i. S. d. Â§Â§ 2c, 2 Abs. 1 S. 3 Nr. 1 BEEG.

bb)Â Â  Â Mithin war die Entscheidung Ã¼ber die endgÃ¼ltige Leistungsbewilligung
von Elterngeld durch den Bescheid vom 09.05.20218 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 06.09.2018 unzutreffend und von Beginn an
rechtswidrig, soweit der Beklagte die Einnahmen bzw. EinkÃ¼nfte aus
nichtselbstÃ¤ndiger Arbeit des aufgrund des â��Stipendiumsâ�� mit der Asklepios
Klinik A-Stadt GmbH vom 03.07.2017 bis zum 30.09.2017 wÃ¤hrend des
Elterngeldbezugszeitraums nicht bei der Ermittlung des durchschnittlichen
Einkommens aus ErwerbstÃ¤tigkeit in den Lebensmonaten nach der Geburt des
Kindes berÃ¼cksichtigte. Hierdurch ermittelte der Beklagte ein zu niedriges
Erwerbseinkommen im Bezugszeitraums des Elterngeldes, sodass sich bei der

                            17 / 24

https://dejure.org/gesetze/EStG/3.html
https://dejure.org/gesetze/EStG/3.html
https://dejure.org/gesetze/EStG/3.html
https://dejure.org/gesetze/EStG/3.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=2%20K%201082/14
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=2%20K%201082/14
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=VI%20R%2065/77
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BStBl.%20II%201980,%20289
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BStBl.%20II%201980,%20289
https://dejure.org/gesetze/BEEG/2c.html
https://dejure.org/gesetze/BEEG/2c.html
https://dejure.org/gesetze/EStG/2.html
https://dejure.org/gesetze/EStG/19.html
https://dejure.org/gesetze/BEEG/2c.html
https://dejure.org/gesetze/BEEG/2.html


 

Differenzberechnung des Teilelterngelds nach Â§ 2 Abs. 3 S. 1 BEEG ein zu hoher
Elterngeldanspruch zugunsten des KlÃ¤gers ergab. Die endgÃ¼ltige
Leistungsbewilligung des Basiselterngeldes war insoweit rechtswidrig
begÃ¼nstigend.

b)Â Â  Â Der Ã�nderungsbescheid vom 09.05.20218 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 06.09.2018 durfte auch mit Wirkung fÃ¼r die
Vergangenheit â�� ab XX.X3.2016 â�� (teilweise) zurÃ¼ckgenommen werden, weil
die Voraussetzungen des Â§ 45 Abs. 4 S. 1 i. V. m. Abs. 2 S. 3 Nr. 2 SGB X erfÃ¼llt
sind. Zur Ã�berzeugung der Kammer beruhte die endgÃ¼ltige
Elterngeldfestsetzung aufgrund des Ã�nderungsbescheides vom 09.05.2018 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 06.09.2018 insoweit auf Angaben, die der
KlÃ¤ger jedenfalls grob fahrlÃ¤ssig in wesentlicher Beziehung unrichtig bzw.
unvollstÃ¤ndig gemacht hat. Er war mithin bÃ¶sglÃ¤ubig im Sinne von Â§ 45 Abs. 2
S. 3 Nr. 2 SGB X.

Ob eine betroffene Person die erforderliche Sorgfalt in besonders schwerem MaÃ�
verletzt hat, ist nach der persÃ¶nlichen Urteils- und KritikfÃ¤higkeit, dem
EinsichtsvermÃ¶gen des Beteiligten sowie den besonderen UmstÃ¤nden des Falles
zu beurteilen, d.h. es ist bei der Beurteilung ein subjektiver MaÃ�stab anzulegen
(BSG, Urt. v. 05.09.2006 â�� B 7a AL 14/05 R, BSGE 97, 73, Juris Rn. 21).

Grob fahrlÃ¤ssig handelt nach der Legaldefinition in Â§ 45 Abs. 2 S. 3 Nr. 3, HS. 2
SGB X, wer die erforderliche Sorgfalt in besonders schwerem MaÃ�e verletzt. Die
erforderliche Sorgfalt in besonders schwerem MaÃ�e verletzt, wer schon einfachste,
ganz naheliegende Ã�berlegungen nicht anstellt und daher nicht beachtet, was im
gegebenen Fall jedem einleuchtet; dabei ist das MaÃ� der FahrlÃ¤ssigkeit
insbesondere nach der persÃ¶nlichen Urteils- und KritikfÃ¤higkeit, dem
EinsichtsvermÃ¶gen des Beteiligten sowie der besonderen UmstÃ¤nde des Falles zu
beurteilen (subjektiver FahrlÃ¤ssigkeitsbegriff, dazu BSG, Urt. v. 26.08.1987â�� 11a
RA 30/86, BSGE 62, 103, Juris Rn. 19; Urt. v. 08.02.2001 â�� B 11 AL 21/00 R, Juris
Rn. 23 m. w. N.).Â 

Zudem besteht fÃ¼r den Elterngeldberechtigten eine Obliegenheit,
Bewilligungsbescheide zu lesen und zur Kenntnis zu nehmen, auch wenn sie nicht
ausdrÃ¼cklich gesetzlich geregelt ist (vgl. Gedanke aus BSG, Urt. v. 01.07.2010 â��
B 13 R 77/09 R, SozR 4-1300 Â§ 48 Nr. 18, Juris Rn. 33). Denn die Beteiligten haben
sich gegenseitig vor vermeidbarem, das LeistungsverhÃ¤ltnis betreffenden Schaden
zu bewahren (vgl. stÃ¤ndige Rspr., BSG, Urt. v. 08.02.2001 â�� B 11 AL 21/00 R,
SozR 3 1300 Â§ 45 Nr. 45, Juris Rn. 25; Urt. v. 01.07.2010 â�� B 13 R 77/09 R, SozR
4-1300 Â§ 45 Nr. 9, Juris Rn. 33; LSG Hessen, Urt. v. 12.03.2002 â�� L 12 RJ 32/01,
Juris Rn. 29).Â 

Daran gemessen ist dem elterngeldberechtigten KlÃ¤ger zur Ã�berzeugung der
Kammer unter den gegebenen UmstÃ¤nden eine Sorgfaltspflichtverletzung in
besonders schwerem MaÃ�e vorzuwerfen, als er es unterlassen hat, die Lohn- und
Gehaltsbescheinigungen der Asklepios Stadtklinik A-Stadt fÃ¼r die Kalendermonate
August 2017 und September 2017 dem Beklagten vorzulegen. Er verletzte die
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gebotene Sorgfalt, die von ihm erwartet werden konnte und musste, in besonders
schwerem MaÃ�e, weil er einfachste, ganz naheliegende Ã�berlegungen nicht
anstellte, obwohl die Vorlagepflicht fÃ¼r ihn deutlich und einfach erkenntlich sowie
erfÃ¼llbar war. Der KlÃ¤ger hÃ¤tte in Ansehung seiner â�� angesichts seines
Bildungsstandes als herangehender Arzt gut ausgeprÃ¤gten â��Urteils- und
KritikfÃ¤higkeit aufgrund einfachster und naheliegender Ã�berlegungen mit
Sicherheit hÃ¤tte erkennen kÃ¶nnen und auch mÃ¼ssen, dass die von ihm
gemachten Angaben in wesentlicher Beziehung unrichtig oder unvollstÃ¤ndig
waren.

So enthielt bereits die vorlÃ¤ufige Elterngeldfestsetzung durch den Bescheid vom
12.09.2016 im BegrÃ¼ndungsteil den ausdrÃ¼cklichen und hervorgehobenen
Hinweis auf die Vorlagepflicht der Lohn- und Gehaltsbescheinigungen fÃ¼r die
Kalendermonate August 2016 bis September 2017. Des Weiteren wurde der KlÃ¤ger
mit Schreiben des Beklagten vom 24.10.2017 unter Hinweis auf seine
Mitwirkungspflicht nach Â§ 60 Sozialgesetzbuch Erstes Buch â�� Allgemeiner Teil
â�� (SGB I) ausdrÃ¼cklich zur Vorlage der Lohn- und Gehaltsbescheinigungen fÃ¼r
die Kalendermonate August 2016 bis September 2017 aufgefordert. HierfÃ¼r wurde
ihm eine Frist durch den Beklagten bis 21.11.2017 gesetzt. Obwohl dem KlÃ¤ger
bereits die Lohn- und Gehaltsbescheinigungen fÃ¼r August 2017 und September
2017 des Asklepios Klinikum A-Stadt vorlagen, reichte er diese nicht ein. Vielmehr
erklÃ¤rte er mit Schreiben vom 10.11.2017, dass er keine weiteren TÃ¤tigkeiten
ausgeÃ¼bt und keine sonstigen EinkÃ¼nfte sowie ZuschÃ¼sse bezogen habe.
Ausgehend von den vorgenannten Lohn- und Gehaltsbescheinigungen waren dem
KlÃ¤ger bereits auch der Arbeitslohn, also die Einnahmen aus nichtselbstÃ¤ndiger
Arbeit fÃ¼r die Kalendermonate August und September 2017 zugeflossen. Damit
entsprach die Angabe des KlÃ¤gers in seinen Schreiben vom 10.11.2017, dass er
keine weiteren EinkÃ¼nfte bzw. Zuwendungen bezogen habe, nicht den
tatsÃ¤chlichen Begebenheiten und war folglich unzutreffend. An dieser Beurteilung
Ã¤ndert auch die Angabe des â��Stipendiumsâ�� in der Bescheinigung Ã¼ber
â��ErgÃ¤nzende Angaben des Arbeitgebers bei AusÃ¼bung einer zulÃ¤ssigen
(Teilzeit-)ErwerbstÃ¤tigkeit im Bezugszeitraumâ�� der Asklepios Klinik A-Stadt
GmbH vom 28.12.2017 nichts. Aus besagter Bescheinigung ergibt sich gerade nicht
die HÃ¶he der â��Stipendiatszahlungenâ��, was fÃ¼r die Feststellung, ob ein
Anspruch auf Teilelterngeld und in welcher HÃ¶he besteht, erforderlich gewesen
wÃ¤re. Dementsprechend wurde dem Beklagten hierdurch keine eigene Kenntnis
Ã¼ber die Unrichtigkeit bzw. UnvollstÃ¤ndigkeit der vom KlÃ¤ger gemachten
Angaben vermittelt. Zudem hÃ¤tte dies den KlÃ¤ger nicht von seiner eindeutigen
und ohne Weiteres erfÃ¼llbaren Vorlagepflicht der Lohn- und
Gehaltsbescheinigungen entbunden. Im Ã�brigen steht auch der von dem KlÃ¤ger
in der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewonnene persÃ¶nliche Eindruck der Bejahung
grober FahrlÃ¤ssigkeit nicht entgegen. Ob ein dementsprechender Schuldvorwurf
gerechtfertigt ist, richtet sich nach der persÃ¶nlichen Urteils- und KritikfÃ¤higkeit,
dem EinsichtsvermÃ¶gen und dem Verhalten des Betroffenen sowie nach den
besonderen UmstÃ¤nden des Einzelfalls. Dies berÃ¼cksichtigend ist in der
Gesamtschau fÃ¼r die Kammer nicht zweifelhaft, dass das passive Verschweigen
der â��Stipendiatszahlungenâ�� auf grober FahrlÃ¤ssigkeit im Sinne des Gesetzes
beruht.
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c)Â Â  Â Die einjÃ¤hrige Handlungsfrist des Â§ 45 Abs. 4 S. 2 SGB X ist vorliegend
eingehalten. FÃ¼r den Lauf dieser Frist ist auf die Kenntnis des fÃ¼r die
RÃ¼cknahme bzw. deren Vorbereitung zustÃ¤ndigen Sachbearbeiters des
Beklagten abzustellen (vgl. BSG, Urt. v. 08.02.1996 â�� 13 RJ 35/94, BSGE 77, 295,
Juris Rn. 28; Urt. v. 09.09.1986 â�� 11a RA 2/85, BSGE 60, 239, Juris Rn. 16), die
regelmÃ¤Ã�ig erst nach erfolgter AnhÃ¶rung des Betroffenen gegeben sein wird
(vgl. BSG, Urt. v. 27.07.2000 â�� B 7 AL 88/99 R, SozR 3-1300 Â§ 45 Nr. 42, Juris Rn.
24). Vorliegend hat der Beklagte Kenntnis von den Zuwendungen der Asklepios
Klinik A-Stadt aufgrund des â��Stipendiumâ�� gegenÃ¼ber dem KlÃ¤ger erst
aufgrund des am 02.07.2018 eingegangenen Antrages auf Elterngeld fÃ¼r das
weitere Kind D. erlangt. UnabhÃ¤ngig von der spÃ¤teren AnhÃ¶rung vom
10.09.2018 ist die Jahresfrist unzweifelhaft eingehalten, weil der die RÃ¼cknahme
regelnde Aufhebungs- und Erstattungsbescheid am 28.10.2018 und damit bereits
drei Monate nach erstmaliger Kenntnis von dem besagten weiteren Einkommen aus
nichtselbstÃ¤ndiger ErwerbstÃ¤tigkeit wÃ¤hrend des Elterngeldbezuges erteilt
worden ist.

d)Â Â  Â Die RÃ¼cknahmeentscheidung des Beklagten ist auch ermessensfehlerfrei
ergangen. Â§ 45 Abs. 1 SGB X ordnet als Rechtsfolge an, dass die RÃ¼cknahme der
BegÃ¼nstigung im Ermessen des LeistungstrÃ¤gers steht, sofern sich aus den
besonderen Teilen des Sozialgesetzbuches (vgl. Â§ 37 SGB I) nichts Abweichendes
ergibt (stÃ¤ndige Rspr., BSG, Urt. v. 15.02.1990 â�� 7 RAr 28/88, BSGE 66, 204,
Juris. Rn. 21; Urt. v. 17.10.1990 â�� 11 RAr 3/88, SozR 3-1300 Â§ 34 Nr. 5, Juris Rn.
22; Urt. v. 19.10.2011 â�� B 13 R 9/11 R, SozR 4-2600 Â§ 77 Nr. 10, Juris Rn. 15;
Urt. v. 20.12.2012 â�� B 10 LW 2/11 R, SozR 4-5868 Â§ 12 Nr. 1, Juris Rn. 35; Urt.
vom 30.10.2012 â�� B 12 R 14/11 R, SozR 4-1300 Â§ 45 Nr. 15, Juris Rn. 19).

FÃ¼r eine fehlerfreie Ermessensentscheidung ist es gemÃ¤Ã� Â§ 39 Abs. 1 S. 1 SGB
I erforderlich, dass der VerwaltungstrÃ¤ger sein Ermessen entsprechend dem
Zweck der ErmÃ¤chtigung (Ã¼berhaupt) ausÃ¼bt und dass er dabei die
gesetzlichen Grenzen des Ermessens einhÃ¤lt. Der gemÃ¤Ã� Â§ 39 Abs. 1 SGB I von
der Ermessensentscheidung Betroffene hat einen damit korrespondierenden
Anspruch auf pflichtgemÃ¤Ã�e AusÃ¼bung fehlerfreien Ermessens (Â§ 39 Abs. 1 S.
2 SGB I). Nur in diesem â�� eingeschrÃ¤nkten â�� Umfang unterliegt nach
MaÃ�gabe des Â§ 54 Abs. 2 S. 2 SGG die Ermessensentscheidung einer
gerichtlichen Kontrolle. Rechtswidrig kÃ¶nnen Verwaltungsakte demnach nur in
FÃ¤llen des Ermessensfehlgebrauchs sein. Hierzu zÃ¤hlt vor allem der
Ermessensnichtgebrauch, der dann vorliegt, wenn die BehÃ¶rde ihrer Pflicht zur
ErmessensbetÃ¤tigung nicht nachgekommen ist, bspw., weil sie fÃ¤lschlicherweise
davon ausgegangen ist, es handele sich um eine gebundene Entscheidung. Eine
Ermessensentscheidung erweist sich aber auch dann als fehlerhaft, wenn die
BehÃ¶rde die gesetzlichen Grenzen des Ermessens Ã¼berschreitet, das heiÃ�t eine
nach dem Gesetz nicht zugelassene Rechtsfolge setzt
(ErmessensÃ¼berschreitung), oder ein AbwÃ¤gungsdefizit und Ermessenfehl- bzw.
-missbrauch vorliegt, mithin die BehÃ¶rde von unzutreffenden, in Wahrheit nicht
gegebenen, unvollstÃ¤ndigen oder falsch gedeuteten tatsÃ¤chlichen oder
rechtlichen Voraussetzungen ausgeht, Gesichtspunkte tatsÃ¤chlicher oder
rechtlicher Art berÃ¼cksichtigt, die rechtlich nicht relevant sind, oder umgekehrt
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wesentliche Gesichtspunkte auÃ�er Acht lÃ¤sst, die zu berÃ¼cksichtigen wÃ¤ren
(vgl. BSG, Urt. v. 14.12.1994 â�� 4 RA 42/94, SozR 3-1200 Â§ 39 Nr. 1, Juris Rn. 20).
Die Frage, ob Ã¼berhaupt eine Ermessensentscheidung ergangen ist und ob diese
ggf. rechtmÃ¤Ã�ig war, beurteilt sich nach dem Inhalt des Bescheides,
insbesondere nach seiner BegrÃ¼ndung (Â§ 35 Abs. 1 S. 3 SGB X). Diese muss
erkennen lassen, dass eine Ermessensentscheidung getroffen wurde, und sie muss
darÃ¼ber hinaus grundsÃ¤tzlich auch diejenigen Gesichtspunkte aufzeigen, von
denen der VerwaltungstrÃ¤ger bei der AusÃ¼bung des Ermessens ausgegangen ist
(vgl. BSG, Urt. v. 17.10.1990 â�� 11 RAr 3/88, SozR 3-1300 Â§ 45 Nr. 5, Juris Rn.
23). DafÃ¼r ist zu prÃ¼fen, ob die Beklagte fÃ¼r die zur AusschÃ¶pfung ihres
Ermessensspielraums notwendige InteressenabwÃ¤gung alle nach Lage des
Einzelfalls wesentlichen (Ã¶ffentlichen und privaten) AbwÃ¤gungsbelange ermittelt,
in diese AbwÃ¤gung eingestellt, mit dem ihnen zukommenden objektiven Gewicht
bewertet und bei widerstreitenden (Ã¶ffentlichen und privaten) Belangen einen
angemessenen Ausgleich hergestellt hat. Dabei steht es der dem
VerwaltungstrÃ¤ger â�� in den gesetzlichen Grenzen ihres Ermessens â��
grundsÃ¤tzlich frei zu entscheiden, auf welche der abwÃ¤gungsrelevanten
UmstÃ¤nde sie die zu treffende Ermessenentscheidung im Ergebnis stÃ¼tzen
mÃ¶chte (vgl. BSG, Urt. v. 30.10.2013 â�� B 12 R 14/11 R, Juris Rn. 30; LSG Hessen,
Urt. v. 13.09.2022 â�� L 2 R 332/20, Juris Rn. 53).

Die hier von dem Beklagten getroffene Ermessensentscheidung entspricht diesen
Kriterien. Mit seinem Aufhebungs- und Erstattungsbescheid vom 28.10.2018 hat er
ausreichend zu erkennen gegeben, dass er das ihm eingerÃ¤umte Ermessen
innerhalb des ihm zustehenden Spielraums unter BerÃ¼cksichtigung von Sinn und
Zweck des Â§ 45 SGB X betÃ¤tigt hat. Insoweit ist im Aufhebungs- und
Erstattungsbescheid ausgefÃ¼hrt, dass die Fehlerhaftigkeit der endgÃ¼ltigen
Elterngeldfestsetzung durch (Ã�nderungs-)Bescheid vom 09.05.2018 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 06.09.2018 in den Verantwortungsbereich des
KlÃ¤gers fiele und sich keine GrÃ¼nde erkennen lieÃ�en, die einen Verzicht auf
eine RÃ¼cknahme der rechtswidrigen Entscheidung begrÃ¼ndeten, so dass das
Ã¶ffentliche Interesse an der RÃ¼cknahme des rechtswidrigen Bescheides
Ã¼berwiege. Damit hat der Beklagte offenkundig das ihm eingerÃ¤umte Ermessen
betÃ¤tigt. Weitergehende AusfÃ¼hrungen waren im Ã�brigen entbehrlich, da der
Beklagte in nicht zu beanstandender Weise darauf abgestellt hat, dass keine
GrÃ¼nde fÃ¼r eine andere Entscheidung ersichtlich waren.

Nach alledem war der Aufhebungsbescheid vom 28.10.2018 rechtmÃ¤Ã�ig.

II.Â Â  Â Aufgrund den obigen AusfÃ¼hrungen ist auch die endgÃ¼ltige Festsetzung
des Elterngeldes in Form von Teilelterngeld aufgrund des Ã�nderungsbescheides
vom 09.05.2018 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 06.09.2018, soweit
diese nicht durch den Aufhebungs- und Erstattungsbescheid vom 25.10.2018
teilweise zurÃ¼ckgenommen und geÃ¤ndert wurde, rechtmÃ¤Ã�ig. Wie
ausfÃ¼hrlich dargestellt, ist die steuerliche Erfassung der Zuwendungen der
LehrkrankenhÃ¤user im Rahmen des Praktischen Jahres an den KlÃ¤ger und die
daraus folgende elterngeldrechtliche Behandlung als Einkommen aus
nichtselbstÃ¤ndiger ErwerbstÃ¤tigkeit zutreffend und rechtmÃ¤Ã�ig. Zutreffend und
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im Ã�brigen zwischen den Beteiligten unstreitig ist die steuerliche und
elterngeldrechtliche Behandlung der Einnahmen aus der AushilfstÃ¤tigkeit des
KlÃ¤gers als RettungssanitÃ¤ter. Aufgrund der gesetzlich nach Â§ 2 Abs. 3 S. 3
BEEG angeordneten getrennten Berechnung des Teilelterngeldes fÃ¼r
Basiselterngeld und Elterngeld Plus, ergab sich nur fÃ¼r den Anspruch auf
Basiselterngeld eine geÃ¤nderte HÃ¶he und Festsetzung.

III.Â Â  Â Die vom Beklagten geltend gemachte Erstattungsforderung in HÃ¶he von
2.928,30 Euro bezÃ¼glich des Basiselterngeld aufgrund des Ã�nderungsbescheides
vom 09.05.2018 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids 06.09.2018 in der
Fassung des Aufhebungs- und Erstattungsbescheides vom 25.10.2018 ist
rechtmÃ¤Ã�ig.Â 

1.Â Â  Â Der von dem Beklagten geltend gemachte Erstattungsanspruch aufgrund
der teilweise RÃ¼cknahme der endgÃ¼ltigen Elterngeldfestsetzung fÃ¼r den
Zeitraum vom XX.X3.2016 bis zum XX.X4.2017 in Form von Basiselterngeld durch
den Aufhebungs- und Erstattungsbescheides vom 25.10.2018 stÃ¼tzt sich auf Â§ 50
Abs. 1 Satz 1 i. V. m. Abs. 3 SGB X als ErmÃ¤chtigungsgrundlage und stellt sich als
rechtmÃ¤Ã�ig dar.

a)Â Â  Â Die ErstattungsverfÃ¼gung (â��II. RÃ¼ckforderungsbescheidâ��) im
Aufhebungs- und Erstattungsbescheid vom 28.10.2023 ist formell rechtmÃ¤Ã�ig, da
diesbezÃ¼glich die verfahrensrechtlich notwendige AnhÃ¶rung erfolgt ist.

b)Â Â  Â Die angefochtene ErstattungsverfÃ¼gung (â��II.
RÃ¼ckforderungsbescheidâ��) im Aufhebungs- und Erstattungsbescheid vom
28.10.2023 ist auch inhaltlich hinreichend bestimmt und damit materiell
rechtmÃ¤Ã�ig. Der Umstand, dass im BegrÃ¼ndungsteil des Bescheides der
KlÃ¤ger zur Leistung eines Betrages in HÃ¶he von 3.198,10 Euro aufgefordert wird,
fÃ¼hrt nicht zur inhaltlichen Unbestimmtheit der ErstattungsverfÃ¼gung. Die in Â§
33 Abs. 1 SGB X normierte Erfordernis der hinreichenden Bestimmtheit bezieht sich
auf den Verwaltungsakt als Regelung, also auf den VerfÃ¼gungssatz und den
(Regelungs )Adressaten des Verwaltungsaktes. Nicht hingegen auf die
BegrÃ¼ndung des Verwaltungsaktes (vgl. Engelmann, in: SchÃ¼tze, SGB X,
Kommentar, 9. Aufl. 2020, Â§ 33 SGB X Rn. 11). Unklarheiten und
UnvollstÃ¤ndigkeiten bei letzterem kÃ¶nnen sich nur auf die Bestimmtheit des
VerfÃ¼gungssatzes auswirken, wenn die BegrÃ¼ndung zu seiner Auslegung
herangezogen werden muss. Demnach ist fÃ¼r die Bestimmtheit i.S.v. Â§ 33 Abs. 1
SGB X erforderlich, dass bei einer Teilaufhebung von Leistungen Ã¼ber mehrere
Monate die geÃ¤nderten TeilbetrÃ¤ge fÃ¼r jeden Monat den Bescheiden, ggf. nebst
den Anlagen, entnommen werden kÃ¶nnen. Es muss objektiv erkennbar sein, in
welcher HÃ¶he Leistungen fÃ¼r die jeweiligen Monate zuerkannt bleiben (BSG, Urt.
v. 14.05.2020 â�� B 14 AS 10/19 R, SozR 4-4200 Â§ 40 Nr. 15, Juris Rn. 18; Urt. v.
20.06.2020, B 4 AS 10/20 R, SozR 4-1300 Â§ 45 Nr. 23, Juris Rn. 27; LSG Sachsen-
Anhalt, Urt. vom 09.11.2022 â�� L 5 AS 252/19, Juris Rn. 75). Dies ist anhand der
Anlage zum Aufhebungs- und Erstattungsbescheid vom 28.10.2018 offenkundig der
Fall. So lÃ¤sst sich aus der in der Anlage enthaltenen â��LeistungsÃ¼bersichtâ��
(Bl. 136R d. Verwaltungsakte) fÃ¼r jeden Lebensmonat unter Angabe des
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jeweiligen Zeitraums, dass dem KlÃ¤ger zustehende Elterngeld nach Art und HÃ¶he
entnehmen. Daneben kann der anliegenden â��Abrechnung Ã¼ber
erhaltenes/zustehendes Elterngeldâ�� (Bl. 136 d. Verwaltungsakte) auch fÃ¼r jeden
einzelnen Lebensmonat die HÃ¶he des dem KlÃ¤ger zustehenden Elterngelds und
des an ihn tatsÃ¤chlich ausgezahlten Elterngelds entnommen werden. Auch kann
eindeutig und ohne Weiteres der Abrechnung entnommen werden, dass sich
rechnerisch eine Ã�berzahlung und damit RÃ¼ckerstattungsforderung von
Elterngeld in HÃ¶he von insgesamt 2.928,30 Euro ergibt. Daher ist nach Auffassung
der Kammer die zu hohe Zahlungsaufforderung im BegrÃ¼ndungsteil ohne
Weiteres als offenbare Unrichtigkeit erkennbar, die dementsprechend der
erforderlichen Bestimmtheit der ErstattungsverfÃ¼gung nicht abtrÃ¤glich ist.

2.Â Â  Â Die Erstattungsforderung in HÃ¶he von insgesamt 2.928,30 Euro ist
rechnerisch nicht zu beanstanden. Denn die Kammer vermag auch im Ã�brigen in
den von dem Beklagten vorgenommenen Berechnungen hinsichtlich der besagten
ErstattungsverfÃ¼gung in HÃ¶he von 2.928,30 Euro keine sachlichen oder
rechtlichen Fehler, die sich zu Ungunsten der KlÃ¤ger auswirken kÃ¶nnten, zu
erkennen â�� solche sind im Ã�brigen auch insoweit vom KlÃ¤gern nicht geltend
gemacht worden â��, sodass sich auch die angegriffen ErstattungsverfÃ¼gung des
Beklagten vom 28.10.2018 insgesamt als rechtmÃ¤Ã�ig erweist, ohne dass der
KlÃ¤ger hierdurch in seinen beschwert ist (Â§ 54 Abs. 2 S. 1 SGG).

4.Â Â  Â Die Erstattungsforderung in HÃ¶he von insgesamt 2.928,30 Euro ist auch
nicht verjÃ¤hrt. Die VerjÃ¤hrungsfrist des Erstattungsanspruchs beginnt nach Â§ 50
Abs. 4 S. 1 SGB X erst mit Ablauf des Kalenderjahres zu laufen, in dem der
Erstattungsbescheid unanfechtbar geworden ist und betrÃ¤gt vier Jahre. Es kommt
also nicht auf das Entstehen des Erstattungsanspruchs, sondern auf den die
Erstattung festsetzenden Bescheid an (vgl. Merten, in: Hauck/Noftz SGB X,
Kommentar, 2. EL (Stand: 2023), Â§ 50 SGB X Rn. 94; SchÃ¼tze, in: SchÃ¼tze, SGB
X, Kommentar, 9. Aufl. 2020, Â§ 50 Rn. 33; BSG, Urt. v. 04.03.2011 â�� B 11 Al 5/20
R, BSGE 131, 286, Juris Rn. 22). Infolge des Widerspruches und der erhobenen Klage
ist die ErstattungsverfÃ¼gung aber bis zur Entscheidung durch die Kammer nicht
bestandskrÃ¤ftig geworden; demgemÃ¤Ã� konnte die VerjÃ¤hrung der
Erstattungsforderung nicht beginnen.

Nach alledem haben sich die angefochtenen Bescheide des Beklagten als
rechtmÃ¤Ã�ig erwiesen. Die Klage war demgemÃ¤Ã� abzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und entspricht dem Ausgang des
Verfahrens.

Die Rechtsmittelbelehrung folgt aus Â§Â§ 143, 144 SGG.
Â 

Erstellt am: 26.08.2024
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Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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